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Vorwort 

Bei der Kooperation und bei der Fusion von Unternehmen stellt sich immer auch die Fra-
ge, ob wirtschaftliche Macht entsteht. Eine solche kö nnte zu Lasten von Wirtschaftssubjek-
ten genutzt werden, die nicht an der Kooperation/Fusion beteiligt, aber davon betroffen 
sind. Es geht vor allem um konkurrierende Unternehmen und um die Marktgegenseite. Die 
Wettbewerbspolitik soll marktbeherrschende Stellungen und die Einschränkung des Wett-
bewerbs durch Unternehmenskonzentration verhindern.  

Sowohl die Ausgestaltung wettbewerbspolitischer Regelungen durch die Politik als auch 
die Entscheidung konkreter Fälle durch die Wettbewerbsbehö rden sind der interessengelei-
teten Einflussnahme unterschiedlicher Gruppen ausgesetzt. Wettbewerbspolitik findet nicht 
im luftleeren Raum statt. Dieser Zusammenhang, der eine politö konomische Analyse der 
Wettbewerbspolitik nahe legt, gilt bereits auf nationaler Ebene. Er gewinnt jedoch eine 
zusätzliche Dimension mit dem Fortschreiten der Internationalisierung des Wirtschaftens. 
Da in diesem Prozess auch Kooperationen und Fusionen grenzüberschreitend werden, 
kö nnen mehrere Behö rden für konkrete Fälle zuständig sein. Nun kommt zum Tragen, dass 
die Wettbewerbstheorie keine eindeutigen Schlussforderungen für die Ausgestaltung der 
Politik zulässt und dass der institutionelle Hintergrund die Entscheidungen beeinflusst. 
Dies kann dazu führen, dass Wettbewerbsbehö rden zu abweichenden Fallentscheidungen 
kommen. Für die betroffenen Unternehmen ist diese mit Unsicherheit verbunden, die 
Transaktionskosten verursacht und wohlfahrtsfö rdernde Kooperationen verhindern kann.  

Im vorliegenden Arbeitspapier Nr. 26 zeigt Andrea Neugebauer die Hintergründe auf, die 
zu divergierenden Fallentscheidungen bei internationalen Kooperationen/Fusionen führen 
kö nnen und stellt ihre Ü berlegungen zur Diskussion. Weitere Arbeiten mit zusätzlichen 
Aspekten werden folgen. Anregungen und Kritik sind willkommen. 

 

Univ.-Prof. Dr. Theresia Theurl 
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1 Problemstellung 

Im Zuge der Globalisierung ergreifen immer mehr Unternehmen die Mö glichkeit, weltweit 
zu agieren. Verbesserte und kostengünstigere Informations- und Kommunikationstechni-
ken sorgen dafür, das bislang regional begrenzte Märkte international werden. Liberalisie-
rung und Deregulierung staatlich beaufsichtigter Märkte bieten neuen Raum für unterneh-
merische Tätigkeit über Landesgrenzen hinweg.  

Die für ein globales Auftreten notwendige Grö ß e erreichen Unternehmen nicht nur durch 
internes Wachstum, sondern vor allem durch Kooperationen und Fusionen mit anderen 
Unternehmen. Ein solches externes Wachstum unterliegt staatlicher Kontrolle, die im 
Rahmen der Wettbewerbspolitik Sorge dafür trägt, dass zu starke Unternehmenskonzentra-
tion auf Güter- und Dienstleitungsmärkten nicht zu einer Beeinträchtigung des Wettbe-
werbs oder zur Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung führt. 
Die Praktizierung dieser staatlichen Kontrolle wird jedoch problematisch, wenn Staats-
grenzen überschritten werden. Wettbewerbspolitik wird in einem solchen Fall im Sinne der 
effects doctrine betrieben: Eine Behö rde ist zuständig, sobald der Wettbewerb auf ihrem 
Markt bedroht ist. Dafür muss die Ursache für die Wettbewerbsbedrohung ihren Ursprung 
nicht unbedingt in diesem Gebiet haben. Auch eine Fusion global tätiger europäischer An-
bieter kann den Wettbewerb in den USA gefährden. Konsequenz ist, dass Konzentrations-
prozesse von Unternehmen, die international tätig werden, vor mehreren nationalen Wett-
bewerbsbehö rden verhandelt werden. Doch wenn sich eine Fusion oder Kooperation auf 
mehrere nationale Märkte auswirkt, und verschiedene nationale Wettbewerbsbehö rden 
Entscheidungen über denselben Fall treffen müssen, kann es dazu kommen, dass sie dabei 
zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen.  

Beispielsweise betraf die Fusion GE/Honeywell global agierende Unternehmen und musste 
daher nicht nur von der amerikanischen Wettbewerbsbehö rde untersucht werden. Auch die 
EU-Kommission entschied über die Fusion, da sie sich auch auf den europäischen Bin-
nenmarkt auswirken würde. Beide Behö rden kamen jedoch zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen. Während die amerikanische keine Gefährdung des Wettbewerbs feststellen konnte, 
verbot die europäische die Fusion im Frühjahr 2001.1 Ein paar Jahre zuvor hatte eine unter-
schiedliche Meinung der Behö rden in den USA und in der EU über die Bewertung des 
Fusionsfalls Boing/McDonnell Douglas sogar starke politische Konflikte hervorgerufen 
und beinahe einen Handelskrieg ausgelö st. Erst nach einem Einlenken der Europäischen 
Kommission wurde der Streit beigelegt.2  

                                                           
1  Genaueres zum Fall findet sich bei Pflanz, M.; Caffarra, C. (2002), S.115-121. 
2  Genaueres zum Fall findet sich bei Stock, E. J. (1999), S. 825-909. 
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Doch neben den zwischenstaatlichen Unstimmigkeiten bringt die Zuständigkeit mehrerer 
Behö rden über denselben Fall auch für die betroffenen Unternehmen Probleme mit sich. 
Zum einen erhö hen sich für sie die Transaktionskosten. Sie müssen bei mehreren Behö rden 
Anträge stellen, Fristen beachten und Informationen bereitstellen. Zum anderen sind sie 
auch von einer erhö hten Rechtsunsicherheit betroffen. Diese Zusatzkosten kö nnen dazu 
führen, dass der Versuch einer effizienzsteigernden Kooperation unter den Unternehmen 
erst gar nicht unternommen wird. Potenzial für Wohlfahrtssteigerungen würde so nicht 
genutzt.  

Im Rahmen dieses Arbeitspapiers soll untersucht werden, wie es zu unterschiedlichen Ent-
scheidungen von Wettbewerbsbehö rden über internationale Fälle kommen kann. Dazu 
wird zunächst kurz auf wettbewerbstheoretische Grundlagen eingegangen. Beispielhaft 
werden das US-amerikanische und das europäische Wettbewerbsrecht überblicksartig vor-
gestellt. Diese Ausführungen stellen aber nur Vorüberlegungen dar und sollen Grundlagen 
schaffen für eine institutionenö konomische Untersuchung des Wettbewerbsprozesses. All-
gemeine Intention der NIÖ  ist es, nicht bei der Klassifizierung „Haushalt – Unternehmen – 
Staat“  Halt machen. Hinter diesen Konstrukten stehen jeweils Individuen, die 
Handlungsalternativen auch daraufhin untersuchen, wie sie ihre persö nliche Wohlfahrt 
verändern. Die Wettbewerbstheorie liefert den Akteuren, die Wettbewerbspolitik 
umsetzen, keine klaren Handlungsanweisungen. Mit Hilfe der Institutionenö konomik 
lassen sich Ansätze für divergierende Auffassungen über die Wettbewerbspolitik finden. 
Dabei ist es auch notwendig, sich mit Wertauffassungen über Wettbewerbspolitik 
auseinanderzusetzen, die in verschiedenen Ländern unterschiedlich sein kann. Auch ihre 
Entwicklung im Zeitablauf kann eine Rolle spielen. Institutionenö konomische 
Theoriebausteine wie die Neue Politische Ö konomie und die Prinzipal-Agent-Theorie 
sollen helfen, Potenzial für divergierende Entscheidungen aufzudecken, das in der 
begrenzten Rationalität und in der Eigennutzorientierung der betroffenen Individuen be-
gründet liegt. Akteure mit Entscheidungskompetenz sind offen für eine Beeinflussung 
durch Interessengruppen. In der Untersuchung der Auswirkungen des Lobbyismus soll der 
Schwerpunkt dieses Arbeitspapiers liegen. Die resultierenden Ü berlegungen werden in 
einem Modell zusammengefasst, das grafisch die gewonnenen Erkenntnisse verdeutlicht.  

Das Arbeitspapier wird abgeschlossen durch eine Zusammenfassung und erste Ü berlegun-
gen über erforderlichen Handlungsbedarf, um die Gefahr divergierender Entscheidungen 
bei grenzüberschreitender Unternehmenskonzentration zu verringern. Auch werden weitere 
Problembereiche aufgeführt, die in Zukunft institutionenö konomisch untersucht werden 
sollen, weil sie Konfliktpotenzial für die internationale Wettbewerbsaufsicht beinhalten 
kö nnten.  
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2 Wettbewerbstheorie und -politik 

2.1 Unternehmenskonzentration: Steigerung von Marktmacht oder Steigerung 

von Markteffizienz? 

Die Anregung für dieses Arbeitspapier stammt aus der internationalen Zusammenarbeit 
von Unternehmen in Form von Kooperationen und Fusionen. Die Unternehmenskooperati-
on wird in der wettbewerbspolitischen Praxis in zwei Strategien der Wettbewerbsbe-
schränkung eingeordnet: Auch Unternehmenskooperationen kö nnen dazu führen, dass e-
hemalige Konkurrenten ihr Marktverhalten in bestimmten Bereichen abstimmen und somit 
den Wettbewerb unangemessen einschränken. Sie kö nnen daher den Tatbestand „Kartelle 
und abgestimmte Verhaltensweisen“  erfüllen und werden in der praktischen Wettbewerbs-
politik anhand der entsprechenden Vorschriften geprüft. Besteht die Kooperationsabsicht 
von Unternehmen in der Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens, so wird in der Pra-
xis geprüft, ob eine Wettbewerbsbeschränkung entsteht, wie sie die Fusionskontrolle unter-
sucht.3  

Im Grunde kann jedoch unter Unternehmenskonzentration die Kooperation bis hin zur Fu-
sion betrachtet werden. Für die wettbewerbliche Beurteilung verursachen sie das gleiche 
Problem: Genauso wie Fusionen kö nnen Kooperationen den Wettbewerb reduzieren 
und/oder Effizienzgewinne realisieren. In der gesamten Bandbreite der unternehmerischen 
Zusammenarbeit verfolgen Unternehmen nicht allein das Ziel, eine mö glichst groß e 
Marktmacht zu erreichen, wie es die Monopol- und Oligopoltheorie darstellt. Vielmehr ist 
es sinnvoll zu versuchen, mit zunehmender Unternehmensgrö ß e economies of scale und 
scope zu realisieren und Transaktionskosten einzusparen, um effizienter arbeiten zu kö n-
nen und letztendlich so den Verbraucher optimal versorgen zu kö nnen.4 Wird in einer 
Kooperation ein Produkt neu entwickelt, dass gemeinsam angeboten wird und alte 
Produkte ersetzt, die die kooperierenden Unternehmen bisher einzeln vertrieben haben, 
verschwimmt die Grenze zur Fusion vö llig. Der Unterschied liegt im Vergleich der 
Marktergebnisse vor und nach der Zusammenarbeit. Bei einer Fusion lassen sich die 
Produkterträge vorher und nachher leicht vergleichen, bei einer Kooperation zur 
Entwicklung neuer Produkte muss abgewogen werden, wie Preise und Mengen aussehen 
würden, wenn jedes Unternehmen eigene Entwicklung, Herstellung Verkauf betrieben 
hätte.5 Im weiteren Verlauf des Arbeitspapiers wird daher zwischen Unter-
nehmenskooperation und Unternehmenszusammenschluss nicht weiter unterschieden.  

                                                           
3  Vgl. ausführlich zur Darstellung der Strategien der Wettbewerbsbeschränkung z.B. Schmidt, I. (2001), 

S. 117-153. 
4  Eine kurze Gegenüberstellung findet sich bei Kerber, W.; Budzinski, O. (2001), S. 245-271. 
5  Vgl. Head, K.; Ries, J. (1997), S. 1106. 
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Entscheidend ist, dass sich bei der wettbewerbspolitischen Betrachtung eines Marktes 
durch den Trade off von der mö glichen Erhö hung der Marktmacht und der mö glichen Er-
hö hung der Effizienz durch Unternehmenskonzentration ein Bewertungsproblem ergibt. Es 
existieren verschiedene wettbewerbspolitische Leitbilder, die die Wettbewerbsbedingun-
gen auf den Märkten unterschiedlich beurteilen.6 Keine der Theorien lässt jedoch eindeutig 
darauf schließ en, welche Marktform und welches Ausmaß  der Marktkonzentration noch 
Wohlfahrtsgewinne einbringt und ab wann zu hohe Marktmacht den Wettbewerb zu sehr 
beeinträchtigt und einzelne Funktionen des Wettbewerbs nicht mehr erfüllt werden.  

Die Dilemmathese beschreibt, wie es innerhalb der Funktionen des Wettbewerbs zu Ziel-
konflikten kommen kann7. So sorgt die Marktform des homogenen Polypols zwar für eine 
optimale Ressourcenallokation und Preise zu Grenzkosten, aber die Handlungsfreiheit der 
Anbieter bzgl. absatzpolitischer Parameter ist stark eingeschränkt. Auß erdem kann auf-
grund der geringen Gewinne kaum Forschung und Entwicklung betrieben werden, was 
technischen Fortschritt verhindert. Werden anders herum Gewinnhö hen erwirtschaftet, die 
technischen Fortschritt ermö glichen, kö nnten diese als Verteilungsungerechtigkeit angese-
hen werden und der Wettbewerbsfunktion der leistungsrechten Einkommensverteilung 
widersprechen. Eine andere Argumentation verschärft dies weiter: Selbst in Märkten mit 
wenigen groß en Anbietern, die hohe Gewinne erzielen, wird kein technischer Fortschritt 
realisiert, da der geringe Wettbewerb keine Innovationen erzwingt. Aus demselben Grund 
unterlassen die Unternehmen Anpassungen an Nachfrageänderungen und Anstrengungen 
zur Effizienzverbesserung in der Produktion. Durch eingeschränkte Produktpaletten wird 
gleichzeitig die Wahlfreiheit der Nachfrager verringert. Zur Frage der Verteilungsgerech-
tigkeit lässt sich ergänzen, dass sie zwar in einer Marktform mit vielen kleinen Anbietern 
steigt, gleichzeitig aber die Verteilungsmasse zurückgeht.  

Ein optimistischeres Bild zeichnet die Harmoniethese. Geht man davon aus, dass nicht in 
allen Bereichen Grö ß envorteile erwirtschaftet werden kö nnen, verschwinden die Befürch-
tungen der Dilemmathese. Auch kann nicht pauschal auf eine fortschrittsoptimale Unter-
nehmensgrö ß e geschlossen werden. Selbst Unternehmen mit hohem Marktanteil verfügen 
nicht zwangsläufig über hohe Marktmacht. Sie wird eingeschränkt durch heterogene Pro-
duktpaletten, die in gewissem Maß e substituierbar sind, und durch allgemeinen techni-
schen Fortschritt, der die Märkte räumlich vergrö ß ert und neue sowie potenzielle Konkur-
renz schafft. 

Eine überzeugende Wettbewerbstheorie mit klaren Handlungsanweisungen für die Politik 
gibt es trotz intensiver Diskussion unter den Ö konomen leider nicht. Daher ist es auch 

                                                           
6  Vgl. zu den Leitbildern der Wettbewerbspolitik Aberle, G. (1980), S.21-40, Berg, H. (1995), S. 245-261 

oder Olten, R. (1998), S. 29-107. 
7  Vgl. zur Dilemma- und zur Harmoniethese Herdzina, K. (1999), S. 37-40. 
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nicht mö glich, klare gesetzliche Vorgaben zur Behandlung von Wettbewerbsbeschränkun-
gen zu formulieren. Einigkeit besteht unter den Theoretikern lediglich weitestgehend dar-
über, dass der Wettbewerb in engen Oligopolen auf Märkten, die sich in einer späten 
Marktphase befinden und auf denen hohe Marktzutrittsschranken bestehen, seine Funktio-
nen nicht mehr erfüllt.8 

Das Wettbewerbsrecht stützt sich daher auf eher unbestimmte Formulierungen und relativ 
willkürlich gesetzte Grenzen. Daraus resultiert eine Rechtsprechung, die mit groß en Er-
messensspielräumen arbeitet und sich in Einzelfällen ein Bild der wettbewerblichen Situa-
tion auf den Märkten machen und dieses beurteilen muss. 

Ein zusätzliches Problem, ist die Abgrenzung des relevanten Marktes. Es ist schwer genug 
zu beurteilen, wie ein Markt aussehen soll, damit Wettbewerb besteht und die Wettbe-
werbsfunktionen erfüllt werden kö nnen. Nicht unproblematischer ist die Frage, wie groß  
der zu betrachtende Markt ist. Welche heterogenen Produkte bilden zusammen einen 
Markt? Sind Zusammenhänge aufgrund von Substitutionsmö glichkeiten der Nachfrage 
entscheidend oder technische Austauschmö glichkeiten in der Produktion? Wie groß  ist die 
räumliche Distanz, in der Anbieter noch miteinander im Wettbewerb stehen?9 All diese 
Abgrenzungsfragen ö ffnen weitere Ermessensspielräume für Beurteilung des Wettbewerbs. 

2.2 Wettbewerbspolitik in der EU 

Die Wettbewerbsbeschränkungsstrategie „Kartelle und abgestimmte Verhaltensweisen“  
wird in der Europäischen Union durch Art. 81 und 82 des EG-Vertrages geregelt. Art. 81 
Abs. 1 verbietet alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unterneh-
mensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die geeignet sind, den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen und die eine Verhinderung, Ein-
schränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Binnenmarktes bezwecken 
oder bewirken. Horizontale und vertikale Vereinbarungen werden gleich behandelt. Art. 81 
Abs. 1 Lit. a - Lit. e geben Beispiele für die Anwendungsmö glichkeiten des Paragraphen, 
wie Absprachen über Preise und Konditionen, Marktaufteilungen oder Kopplungsverträge. 
Kooperation, die nach Art. 81 Abs. 1 wettbewerbsbeschränkend wären, kö nnen jedoch 
freigestellt werden. Neben Einzelfreistellungen besteht die Mö glichkeit, durch Verordnun-
gen ganze Gruppen gleichartig kooperierender Unternehmen freizustellen. Es existieren 
Gruppenfreistellungsverordnungen für selektive Vertriebssysteme in der Kraftfahrzeug-

                                                           
8  Vgl. Berg, H. (1995), S. 260-261. 
9  Die Problematik zur Abgrenzung des relevanten Marktes stellt Kottmann, E. (1999) sowohl theoretisch als 

auch praktisch für die europäische Wettbewerbspolitik vor. 
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branche, Technologietransfer-Vereinbarungen, vertikale Vereinbarungen die z.B. Franchi-
sesysteme umfassen, Spezialisierungsvereinbarungen und F & E-Vereinbarungen.10 

Aufgrund dieser Bestimmungen kö nnen effizienzverbessernde Unternehmenskooperatio-
nen ermö glicht werden. Die Gruppenfreistellungsverordnungen enthalten allerdings Be-
stimmungen über einen relativen Marktanteil, den Unternehmen nicht überschreiten dür-
fen. Auß erdem muss die in Anspruch genommene Wettbewerbsbeschränkung zeitlich be-
grenzt sein. Ergänzend gelten seit Januar 2001 Leitlinien zur horizontalen Kooperation, die 
ebenfalls Unternehmenszusammenarbeit erlauben sollen, die effizienzsteigernd sein kö n-
nen. 

Vereinbarungen von kleinen Unternehmen, deren Marktanteil bei horizontaler Zusammen-
arbeit nicht mehr als 10% und bei vertikaler Zusammenarbeit nicht mehr als 15% beträgt, 
beeinträchtigen den Wettbewerb im Binnenmarkt nicht spürbar und fallen nicht unter das 
Verbot des Art. 81 Abs. 1 EGV.11  

Insgesamt lässt sich feststellen, dass im europäischen Wettbewerbsrecht zur Feststellung 
von Wettbewerbsbeschränkungen immer mehr Kriterien auch auß erhalb einer strengen 
wettbewerblichen Betrachtung herangezogen werden. Klassische Wettbewerbsbeschrän-
kungen über Preise, Quoten und Absatzgebiete sind nach wie vor streng verboten, sonstige 
Wettbewerbsbeschränkungen werden eher abwägend betrachtet.12 

Eine explizite Zusammenschlusskontrolle gibt es in der EU erst seit Erscheinen der Fusi-
onskontrollverordnung von 1989. Das bis zu diesem Zeitpunkt angewandte Argument, ein 
Zusammenschluss kö nne den Missbrauch von Marktmacht ermö glichen und fiele daher 
unter den Anwendungsbereich von Art. 82 EGV, erschien nicht mehr ausreichend. Art. 2 
Abs. 3 FKVO besagt, dass Zusammenschlüsse, die eine beherrschende Stellung begründen 
oder verstärken, durch die wirksamer Wettbewerb im Gemeinsamen Markt oder in einem 
wesentlichen Teil desselben erheblich behindert würde, für unvereinbar mit dem Gemein-
samen Markt zu erklären sind. 

Hinweis auf vorhandene Marktmacht liefert der Marktanteil der fusionierenden Unterneh-
men. Es ist davon auszugehen, dass die Kommission ab einem gemeinsamen Marktanteil 
von 40% einen Zusammenschluss besonders kritisch prüft.13 Auch die Mö glichkeit einer 
gemeinsamen Marktbeherrschung durch mehrere Unternehmen wird untersucht. Bilden die 
fusionierten Unternehmen zusammen mit einem oder wenigen anderen Unternehmen ein 
Duopol oder ein Oligopol, kann Marktmacht vermutet werden, die zur Untersagung des 
                                                           
10  Vgl. Enstahler, J.; Stopper, M. (2001), B 100 E S. 6-7. 
11  Die Marktanteilsschwellen wurden im Dezember 2001 angehoben, vgl. EU-Kommission (2001), S. 

C 368/13 bis C368/15. 
12  Vgl. Schmidt, I. (2001), S. 232.  
13  Vgl. Montag, F. (2001), S. 266-267. 
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Zusammenschlusses führen kann. Um die Behinderung des Wettbewerbs zu untersuchen, 
bedient sich die Kommission verschiedener Kriterien (Art. 2 Abs. 1 FKVO), wie der 
Marktstruktur, dem tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerb, den Marktzutrittsschran-
ken oder der „Entwicklung des technischen und wirtschaftlichen Fortschritts, sofern diese 
dem Verbraucher dient und den Wettbewerb nicht behindert“ .  

Der letzte Punkt gibt Anlass zu Kritik: Das Argument, technischen und wirtschaftlichen 
Fortschritt zu fö rdern kann im Sinne der Industriepolitik ausgenutzt werden und der Recht-
fertigung von Zusammenschlüssen dienen, die wettbewerbsbeeinträchtigend wirken. Ande-
rerseits ist das Fortschrittsargument das einzige nicht-wettbewerbliche Argument, das zu-
lässt, Effizienzvorteile durch Zusammenschlüsse zu berücksichtigen.14 

Zuständig für die Wettbewerbspolitik in der EU sind die nationalen Behö rden der Mit-
gliedstaaten und – sobald der zwischenstaatliche Handel im europäischen Binnenmarkt 
beeinträchtigt ist – die Generaldirektion IV der Europäischen Kommission. Für den Erlass 
der legislativen Grundlagen der EU ist der Rat der Europäischen Union zuständig, wobei 
die Kommission Vorschläge ausarbeitet. Das Europäische Parlament nimmt eine beratende 
Rolle ein.15  

Die Zuständigkeit der Kommission für die Wettbewerbsaufsicht ist aus mehreren Gründen 
problematisch:  

• In der Kommission sind aus der Politik kommende, von den Mitgliedstaaten entsandte 
Personen verantwortlich sind und nicht sachverständige Experten.16  

• Die Vorschriften zum Wettbewerbsrecht sind nicht rein auf eine wettbewerbliche Be-
trachtung beschränkt, sondern erlauben die Berücksichtigung weiterer Kriterien, wie 
z.B. die Mö glichkeit, einen Zusammenschluss aufgrund seiner Bedeutung für den tech-
nischen und wirtschaftlichen Fortschritt zu erlauben. Hier ist eine Vermischung von 
Wettbewerbs- und Industriepolitik mö glich.  

• Die Kontrolle von Wettbewerbsbeschränkungen ist nur eine von vielen Aufgaben der 
Europäischen Kommission. Die Befürchtung, Wettbewerbs- und Industriepolitik kö nn-
ten vermischt werden, wird dadurch verstärkt, dass die Generaldirektion Wettbewerb 
gegenüber anderen betroffenen Generaldirektionen der Kommission informations-
pflichtig ist und so eine Einflussnahme mö glich wird.17 

                                                           
14  Vgl. Kinne, K. (2000), S. 124. 
15  Ausführliche Informationen zu den Organen der EU finden sich bei Theurl, T.; Meyer, E. C. (2001), 

S. 41-203. 
16  Vgl. Schmidt, I. (2001), S. 241, Olten, R. (1998), S. 204. 
17  Vgl. Schmidt, I. (2001), S. 237, 239. 
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Im Vergleich dazu bietet beispielsweise das deutsche Wettbewerbsrecht eine bessere Tren-
nung von Wettbewerbs- und Industriepolitik. Zunächst nimmt das Bundeskartellamt eine 
rein wettbewerbliche Betrachtung vor. Untersagt es einen Unternehmenszusammenschluss, 
kann dieser noch im Rahmen der Ministererlaubnis genehmigt werden. Der Bundesminis-
ter für Wirtschaft kann in diesem Fall weitere Entscheidungskriterien wie „gesamtwirt-
schaftliche Vorteile“  oder „überragendes Interesse der Allgemeinheit“  heranziehen und so 
einen Zusammenschluss aus anderen als aus wettbewerblichen Ü berlegungen erlauben. 
Diese klare Trennung gibt deutlich Aufschluss darüber, ob die Gründe für eine Entschei-
dung eher im wettbewerbspolitischen oder im industriepolitischen Bereich liegen. Im Ge-
gensatz dazu kö nnen die Argumente eines Beschlusses der EU-Kommission weniger gut 
nachvollzogen werden.18  

2.3 Wettbewerbspolitik in den USA 

Die wichtigsten Bausteine für das US-amerikanische Wettbewerbsrecht sind der Sherman 
Act, der Clayton Act und der Federal Trade Commission Act. Kartelle und Kooperationen 
sind Gegenstand sowohl von sec. 1 Sherman Act, der vertikale und horizontale Wettbe-
werbsbeschränkungen verbietet, als auch von sec. 5 FTC Act, der ganz allgemein unfaire 
Wettbewerbsmethoden erfasst.19 Im Laufe der Rechtsprechung haben sich einige Tatbe-
stände herausgestellt, wie Preisabsprachen, Marktaufteilungen, Produktionsbeschränkun-
gen, Kollektivboykotte, abgesprochene Lieferverweigerungen und Kopplungsbindungen, 
die nach der „per se-rule“  grundsätzlich verboten sind. Andere Fälle werden nach der „rule 
of reason“  untersucht, wobei ausschlaggebend ist, ob die wirtschaftliche Freiheit der ande-
ren Marktteilnehmer unangemessen beeinträchtigt wird.20  

Genau wie in der EU werden auch in den USA einige Formen der Unternehmenskoopera-
tion von den Regeln zur Wettbewerbsbeschränkung entbunden. So kö nnen Exportkartelle 
erlaubt werden, ebenso Kooperationen im Bereich von Forschung und Entwicklung und in 
der Produktion. Auch die Zusammenarbeit von kleinen und mittleren Unternehmen ist er-
laubt. Im April 2000 wurden die Antitrust Guidelines for Collaboration Among Competi-
tors verö ffentlicht, mit denen FTC und DOJ einen Ü berblick über ihre Ansichten zur Zu-
lässigkeit horizontaler Zusammenarbeit geben. 

Zusammenschlüsse fallen unter sec. 7 Clayton Act. Sie sind verboten, wenn sie wahr-
scheinlich zur wesentlichen Beeinträchtigung des Wettbewerbs oder zur Schaffung eines 
Monopols führen, wobei die Monopolisierung bzw. der Versuch der Monopolisierung auch 
schon vom Sherman Act erfasst wird. Illegal entstandene Zusammenschlüsse dürfen nach 
                                                           
18  Vgl. Neumann, M. (2000), S. 155-156. 
19  Einen Ü berblick über das US-amerikanische Wettbewerbsrecht gibt Schmidt, I. (2001), S.251-257. 
20  Vgl. Aberle, G. (1980), S. 172. 
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amerikanischem Recht wieder entflechtet werden. Für die Beurteilung werden Marktantei-
le, Konzentrationsgrad und -trend, künftige Wettbewerbsfähigkeit und ähnliches herange-
zogen. Bei vertikalen Zusammenschlüssen wird besonders auf negative Wirkungen für 
vertikal nicht integrierte Unternehmen abgestellt. Besteht die Gefahr des Preisdrucks, oder 
werden alternative Bezugsquellen stark vermindert, werden Zusammenschlüsse untersagt.21 
Konglomerate Zusammenschlüsse gelten als bedenklich, wenn Wettbewerber aufgrund 
wirtschaftlich-finanzieller Stärke behindert werden oder wenn wechselseitige Lieferbezie-
hungen künstliche Wettbewerbsvorteile für das fusionierende Unternehmen schaffen. In 
den immer wieder neu aufgelegten Merger Guidelines legt die Antitrust Devision Beurtei-
lungskriterien für Zusammenschlussfälle genauer dar. So kö nnen nach der failing firm-
defense Sanierungsfusionen erlaubt werden, oder nach der efficiency-defense Zusammen-
schlüsse, die Kosteneinsparungen der beteiligten Unternehmen bewirken.  

Statt eines umfassenden Gesetzeswerkes beruht das Wettbewerbsrecht in den USA auf drei 
Säulen. Zum einen bilden diverse Rechtsakte die rechtliche Grundlage.22 Da diese sehr 
allgemein gefasst sind, entwickeln zweitens die zuständigen Behö rden, die Federal Trade 
Commission und die Antitrust Devision des Department of Justice Leitlinien, die die Wett-
bewerbspolitik konkretisieren und im Laufe der Zeit verändern. Diese Vorgaben sind je-
doch nicht rechtlich verbindlich für die Gerichte, vor denen Verstö ß e gegen wettbewerbs-
rechtliche Bestimmungen verhandelt werden und die drittens durch ihre Entscheidungen 
die wettbewerbspolitische Ausrichtung der USA weiterentwickeln. Die Antitrust Devision 
kann nicht wie die EU-Kommission über Rechtsfälle selbst entscheiden, sondern klagt vor 
den Bundesgerichten (federal courts), dem Beschwerdegericht (Court of Appeals) und dem 
Obersten Bundesgericht (Supreme Court). Die Federal Trade Commission hat ein eigen-
ständiges Entscheidungsrecht. Beschwerden gegen ihre Bestimmungen werden vor dem 
Court of Appeals oder dem Supreme Court verhandelt. 23 Im Gegensatz zum europäischen 
System sind daher nur Fälle dokumentiert, die vor Gericht verhandelt wurden, bei denen 
also FTC oder DOJ von einer Wettbewerbsbeschränkung ausgehen. Prüfen die Behö rden 
Fälle und entscheiden, dass keine Wettbewerbsbeschränkung vorliegt, kommt es nicht zu 
einer Gerichtsverhandlung und es gibt auch keine offizielle institutionalisierte Begrün-
dungsschrift für die Entscheidung.  

Die institutionellen Verankerungen zwischen den beiden Wettbewerbsbehö rden sind unter-
schiedlich. Das DOJ gehö rt zur US-Regierung; der Attorney General, der der Antitrust 

                                                           
21  Wenn beispielsweise ein Zulieferer, der auf seinem Markt über einen Anteil von 50% verfügt, mit einem 

Abnehmer fusioniert, der auf seinem Markt einen Anteil von 10% hält, verringern sich im Sinne der 
Rechtsauffassung die Beschaffungsmö glichkeiten für Konkurrenten des Abnehmers um 50%, da davon 
ausgegangen wird, dass der erste Zulieferer nur noch für den ersten Abnehmer arbeitet. Vgl. Comanor, 
W.S., (1990), S. 65. 

22  Vgl. Comanor, W.S. (1990), S. 43. 
23  Vgl. White, L.J. (1993), S. 136. 
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Devision vorsteht, muss vom Senat bestätigt werden. Dahingegen ist die FTC eine unab-
hängige Behö rde, deren fünf Mitglieder für sieben Jahre vom Präsidenten berufen und vom 
Senat bestätigt werden. Obwohl nur drei Kommissionäre Mitglied derselben politischen 
Partei sein dürfen, spiegelt sich der Einfluss des jeweiligen Präsidenten schnell in der FTC 
wider, denn er kann den Vorsitzenden bestimmen und frei werdende Posten neu besetzen.24 

2.4 Wettbewerbspolitische Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA 

Bei der Betrachtung der Beurteilung von Kartellen und abgestimmten Verhaltensweisen 
lässt sich feststellen, dass sich die europäische Entscheidungsfindung der US-
amerikanischen annähert. In der US-amerikanischen Rechtsprechung sind klassische Kar-
telle nach der per se-rule verboten, während andere Fälle nach der rule of reason abgewo-
gen werden. Auch im europäischen Recht werden Absprachen über Preise, Gebiete und 
Quoten generell verboten, während man bei anderen Arten abwägend beurteilt.25 Bestimm-
te Kooperationsformen, z.B. im Bereich Forschung und Entwicklung, werden in beiden 
Territorien generell erlaubt.  

Auch in der Praxis der Zusammenschlusskontrolle bestehen bereits viele Ä hnlichkeiten in 
den Ansätzen der EU und der USA. Vom Grünbuch der Kommission wird zusätzlich zur 
Diskussion gestellt, ob die europäische Fusionskontrolle von der Untersuchung einer 
„marktbeherrschenden Stellung“  der fusionierenden Unternehmen zur Frage nach einer 
„beträchtlichen Einschränkung des Wettbewerbs“  wechseln sollte.26 Damit würde sich die 
europäische Fusionskontrolle auch im Wortlaut an das US-amerikanische Recht annähern. 
Bei der Abgrenzung des relevanten Marktes zur Ü berprüfung der Marktmacht gehen die 
USA und die EU ebenfalls ähnlich vor. Beide stellen jeweils auf die Nachfragerseite ab. 
Entscheidend ist, wie stark ein Anbieter seinen Preis erhö hen kann, ohne dass die Konsu-
menten sein Produkt durch ein anderes substituieren.27 

Konfliktpotenzial im Wettbewerbsrecht der EU und der USA ergibt sich aus der Behand-
lung der Exportkartelle. In beiden Territorien ist es Unternehmen erlaubt, sich zusammen-
zuschließ en, um leichter in internationale Märkte vordringen zu kö nnen. Das Wettbewerbs-
recht im jeweils anderen Zuständigkeitsgebiet würde eine solche Ausnahmen natürlich 
nicht akzeptieren, wenn sie hier zu deutlicher Marktmacht führt.28 

Weiterhin besteht in den USA die Mö glichkeit, entstandene Monopole im Nachhinein zu 
entflechten, was in der EU nicht vorgesehen ist. Das hat die Konsequenz, dass die EU-
                                                           
24  Vgl. White, L.J. (1993), S. 135. 
25  Vgl. Schmidt, I. (2001), S. 232. 
26  Vgl. o.V. (2001a), S. 21. 
27  Vgl. Neumann, M. (2000), S. 141. 
28  Vgl. Neumann, M. (2000), S. 216. 
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Kommission stärker als die amerikanischen Behö rden auch zukünftige Entwicklungen und 
mö gliche Strategien der betroffenen Unternehmen in Betracht zieht, die zu einer Ausnut-
zung von Marktmacht führen kö nnen. In den USA hingegen ist es praktikabel, auf solche 
Ü berlegungen zu verzichten und stattdessen bei Vorliegen einer späteren Wettbewerbsbe-
schränkung noch einmal in den Fall einzugreifen.29  

Neben diesen materiellen Divergenzen resultieren Probleme auch aus unterschiedlichen 
Verfahrensvorschriften: Während in der EU ein klarer Zeitplan für die Fallüberprüfung 
vorgesehen ist, verfügen die amerikanischen Behö rden über eine grö ß ere zeitliche Freiheit. 
Daraus kö nnen Unstimmigkeiten und Abstimmungsprobleme in der Zusammenarbeit ent-
stehen.30  

Um die Probleme bei der internationalen Anwendung nationalen Rechts einzuschränken 
existieren verschiedene bilaterale Abkommen über Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wettbewerbspolitik. Als neueste Entwicklung wurde zusätzlich im Oktober 2001 das In-
ternationale Wettbewerbs-Netzwerk (ICN) von den amerikanischen, kanadischen und eu-
ropäischen Wettbewerbsbehö rden gegründet.31  

Ein konkretes Kooperationsabkommen wurde zwischen der EG und den USA 1991 ge-
schlossen. Es regelt gegenseitige Benachrichtigung, Informationsaustausch und Konsulta-
tionen. So kann eine Behö rde beispielsweise die andere benachrichtigen, wenn sie wettbe-
werbsbeschränkendes Verhalten beobachtet, das die Interessen der anderen Behö rde tan-
giert32. Grundsätzliches Ziel der Vereinbarung ist es, die Zusammenarbeit und die Abstim-
mung zwischen den zuständigen Behö rden bei der Durchsetzung ihres Wettbewerbsrechts 
zu fö rdern und mö gliche Meinungsverschiedenheiten oder deren Auswirkungen zu begren-
zen.33 Ein weitgehender Schritt der Zusammenarbeit ist das Positive-comity-Prinzip. Da-
nach kann eine Behö rde die andere um Unterstützung bitten, wenn sie von wettbewerbsbe-
schränkendem Verhalten negativ betroffen ist, das auf dem Gebiet der anderen Behö rde 
vollzogen wird. Die andere Behö rde wird nur dann eingreifen, wenn auch ihre Wettbe-
werbsgesetze verletzt werden. Der Vorteil liegt darin, dass so Fälle untersucht werden, die 
sonst mö glicherweise gar nicht aufgegriffen worden wären. Betroffene Unternehmen spa-
ren Transaktionskosten, da ihr Fall nicht mehr von zwei nationalen Behö rden parallel be-
handelt wird. 1998 wurde das Positive-Comity-Prinzip durch ein weiteres Abkommen ver-

                                                           
29  Vgl. o.V. (2001b), S. 19. 
30  Vgl. o.V. (2001b), S. 19. 
31  Vgl. o.V. (2001c), S. 16. Teilnehmen kö nnen alle Länder, die über eine Wettbewerbspolitik und ein Wett-

bewerbsbüro verfügen, denn das Netzwerk soll auch Austausch- und Lernforum für Länder mit wenig Er-
fahrung auf dem Gebiet der Wettbewerbspolitik sein. 

32  Vgl. Lampert, T. (1999), S. 109-112. Jedoch kö nnen nicht alle Informationen unter den Behö rden unein-
geschränkt weitergegeben werden. Das nationale Recht schützt z.B. die Geschäftsgeheimnisse der unter-
suchten Unternehmen. 

33  Vgl. Pallek, M. (2000), S. 179. 
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stärkt. Jetzt soll eine Behö rde Aktivitäten, die sich auf das Territorium der anderen Behö r-
de erstrecken, grundsätzlich unterlassen und diese nach dem Positive-Comity-Prinzip um 
Unterstützung bitten. Unterlässt sie ihre Aktivitäten nicht, muss sie der anderen Partei die 
Gründe dafür mitteilen. Das Abkommen gilt nicht für die Fusionskontrolle, da hier kurze 
Bearbeitungsfristen eine Abstimmung der Behö rden erschweren.34 Trotzdem verstärkt sich 
gerade in diesem Bereich der Informationsaustausch, der sich auf die Abgrenzung des re-
levanten Marktes und die Beurteilung der wahrscheinlichen Auswirkungen des Zusam-
menschlusses konzentriert. Falls wettbewerbsrechtliche Bedenken vorliegen, ist die Bewer-
tung der Geeignetheit der von den Parteien vorgeschlagenen Abhilfen ein weiterer Punkt 
der Zusammenarbeit.35 

2.5 Zwischenfazit 

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Wettbewerbspolitik in Bezug auf 
Unternehmenskonzentration in der Theorie kontrovers betrachtet wird. Verschiedene wett-
bewerbspolitische Leitbilder stellen unterschiedliche Meinungen über die Ausgestaltung 
eines Marktes dar, in dem der Wettbewerb zu optimaler Wohlfahrt führt. Gemeinsam ist 
allen Auffassungen, dass der Wettbewerb in engen Oligopolen beeinträchtigt ist, wenn sich 
der Markt in einer späten Marktphase befindet und der Marktzutritt- und -austritt durch 
hohe Schranken behindert wird. Auch über das Ausmaß  staatlichen Eingreifens in die 
Wettbewerbspolitik bestehen unterschiedliche Aussagen. Für die praktische Wettbewerbs-
politik kö nnen keine konkreten Handlungsempfehlungen gegeben werden.  

Daher entwickelte sich ein Wettbewerbsrecht, das auf Einzelfallbetrachtungen und Ermes-
senspielräume der Beurteilenden abzielt. Beispielhaft für die EU und die USA wurde ge-
zeigt, dass die grundsätzlichen wettbewerbspolitischen Auffassungen ähnlich sind. Be-
stimmte Kartellformen werden per se verboten, während andere Formen der Unterneh-
menskooperation, die wohlfahrtsfö rdernd erscheinen, grundsätzlich erlaubt werden. Weite-
re Fälle werden nach der rule of reason untersucht, wobei auch hier in der wettbewerbli-
chen Praxis beider Behö rden versucht wird, beträchtliche Wettbewerbseinschränkungen zu 
vermeiden.  

Trotzdem kommt es zu Divergenzen, wenn mehrere Behö rden über einen internationalen 
Fall von Unternehmenskonzentration entscheiden müssen, der den Zuständigkeitsbereich 
beider betrifft. Diese Unterschiede kö nnen durch verbleibende materielle und verfahrens-
rechtliche Abweichungen begründet sein. Es stellt sich aber auch die Frage, ob dies die 
einzige Problemquelle ist.  

                                                           
34  Vgl. Pallek, M. (2000), S. 186-192. 
35  Vgl. EU-Kommission (2000), S. 3-4. 
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Denn gemeinsam ist in der Wettbewerbspolitik beider Territorien auch, dass die gegebenen 
Ermessenspielräume die Mö glichkeit bieten, andere als rein wettbewerbliche Aspekte in 
die Entscheidungsfindung einfließ en zu lassen. Konzentrationsfälle, über die aufgrund 
wettbewerbsrechtlicher Vorschriften entschieden werden muss, kö nnen auch industriepoli-
tisch relevant sein und aus gesamtgesellschaftlichen Gründen kann eine Wettbewerbsbe-
schränkung in Kauf genommen werden. Hier spielen grundlegende Einstellungen zum 
Wettbewerb eine Rolle, z.B. darüber, wann eine Wettbewerbseinschränkung zugunsten 
anderer Punkte in Kauf genommen wird. Auch verschiedene politische Ideologien kö nnen 
unterschiedliche Auslegungen des Wettbewerbsrechts nach sich ziehen. Welche Aspekte 
eine Entscheidung tatsächlich bewirkt haben, ist oft kaum nachvollziehbar. So kö nnen 
auch Interessengruppen versuchen, eine Entscheidung zu ihren Gunsten zu beeinflussen. 
Die beteiligten Akteure versuchen die Entscheidung zu verwirklichen, die ihnen den 
hö chsten Nutzen einbringt. Die gegebenen Ermessenspielräume ermö glichen den Ent-
scheidungsträgern Urteilsbegründungen, die die wahren Erwägungen verschleiern kö nnen.  

Aufgrund dieser Ü berlegungen soll im folgenden untersucht werden, inwieweit andere als 
rein wettbewerbliche Aspekte in die Entscheidungsfindung einfließ en kö nnen und somit in 
der internationalen Zusammenarbeit von Wettbewerbsbehö rden Probleme verursachen 
kö nnen. Die Wettbewerbstheorie berücksichtigt zwar, dass Unternehmen sich nicht dem 
Gemeinwohl verpflichtet fühlen und nur ihren eigenen, nicht aber den gesamtgesellschaft-
lichen Nutzen maximieren. Daher plädiert sie für eine staatliche Aufsicht. Aber auch diese 
staatliche Aufsicht ist keine abstrakte, wohlwollenden Einrichtung, die alle notwendigen 
Informationen ermitteln kann und zur Maximierung der gesellschaftlichen Wohlfahrt nutzt. 

Als passendes theoretisches Untersuchungsinstrument für dieses Problem bietet sich die 
Institutionenö konomik an. Im Gegensatz zu anderen ö konomischen Theorien abstrahiert 
sie nicht von den beteiligten Akteuren. Sie ermö glicht die Betrachtung aller, die bei wett-
bewerbspolitischen Problemen involviert sind und der Verhaltensanreize, von denen sie bei 
der Maximierung ihres persö nlichen Nutzens beeinflusst werden.  
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3 Institutionenö konomische Betrachtung der Wettbewerbspolitik 

3.1 Ü berblick über die NIÖ  

Die „institutionenlose“  Neoklassik vernachlässigt, dass Institutionen entscheidend Einfluss 
auf alle Geschehnisse des Wirtschaftslebens nehmen. Es handelt sich bei Institutionen um 
sozial sanktionierbare Erwartungen, die sich auf die Handlungs- oder Verhaltensweisen 
von Individuen beziehen. Institutionen kö nnen dabei formeller/fundamentaler (Gesetze, 
Verträge, usw.) und informeller/sekundärer Natur (Werte, Normen, usw.) sein36. Sie bilden 
ein Gefüge: Sekundäre Institutionen sind nur wirksam, wenn sie auf passenden fundamen-
talen Institutionen fuß en. Gesetze müssen in Einklang mit den Normen und Werten einer 
Gesellschaft sehen, sonst werden sie nicht akzeptiert und scheitern. Da die Institutionen 
nicht nur marktliche Abläufe beeinflussen, sondern auch das gesellschaftliche und politi-
sche Leben, soll hier einer weiten Definition der Neuen Institutionenö konomik gefolgt 
werden. Sie setzt sich aus den folgenden Theoriebausteinen zusammen37:  

Die Transaktionskostentheorie untersucht das Phänomen, das bei der Aneignung von Ver-
fügungsrechten Kosten anfallen. Beispiele für Transaktionskosten sind die Kosten in Leis-
tungsbeziehungen, die hier bei der Anbahnung, Vereinbarung, Abwicklung, Kontrolle und 
Anpassung anfallen.38  

Die Prinzipal-Agent-Theorie beschäftigt sich mit Informationsasymmetrien in Auftragge-
ber-Auftragnehmer-Verhältnissen. Das Streben beider Parteien nach individueller Nutzen-
maximierung kann zu konfliktären Interessen führen, und aufgrund vorhandener Informa-
tionsasymmetrien kö nnen diese divergierenden Ziele auch verfolgt werden. Das Vorhan-
densein von Informationsasymmetrien verhindert eine first-best-Lö sung, wie sie in der 
neoklassischen Theorie mö glich ist. Agency-Kosten bilden die Differenz zur entstehenden 
second-best Lö sung. Dem Agenten entstehen Signalisierungskosten, wenn er den Prinzipal 
von seiner Eignung überzeugen will. Der Prinzipal wendet Kontrollkosten auf, um die 
Handlungsspielräume seines Agenten einzuengen. Als dritte Komponente der Agency-
Kosten ist der Wohlfahrtsverlust zu nennen, der trotz aller Anstrengungen durch nicht op-
timale Ressourcenallokation entsteht. 

Die Property Rights Theorie beschäftigt sich mit der Gestaltung und Verteilung von Ver-
fügungsrechten. Nicht immer sind diese den Individuen eindeutig zugeordnet. Manchmal 
ist das gar nicht mö glich oder auch nicht wünschenswert. Die Zuordnung von Property 
Rights erfolgt in Verträgen und kann hohe Transaktionskosten verursachen; bei dem Gut 

                                                           
36  Vgl. Picot, A.; Dietl, H.; Franck, E. (1999), S. 11, 12.  
37  Vgl. Erlei, M.; Leschke, M.; Sauerland, D. (1999), Neue Institutionenö konomik, S. 42-44. 
38  Vgl. Picot, A.; Dietl, H.; Franck, E. (1999), S. 67. 
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„Umwelt“  sind diese beispielsweise prohibitiv hoch. In anderen Fällen, z.B. bei Arbeits-
verträgen von Führungskräften, ist es gar nicht mö glich, alle Verfügungsrechte für alle 
mö glichen Handlungssituationen im einzelnen einzuräumen. Sie werden durch generelle 
Handlungserlaubnisse ersetzt. Nach der Einordnung von Macneil (1974) entstehen hier 
relationale Verträge, die unvollständig formuliert und auf Dauer angelegt sind. Die Ver-
tragspartner sind sich über ihre gegenseitige Abhängigkeit bewusst und müssen Streitfälle 
eigenständig regeln.39 Hieraus kö nnen Spielräume resultieren, die durch opportunistisches 
Handeln ausgenutzt werden kö nnen, was in einem Prinzipal-Agent-Problem endet.  

Aber auch im Rahmen der Neuen Politischen Ö konomie sind Prinzipal-Agent-Probleme 
entscheidend.40 Genauso wie die Verfassungsökonomik41 beschäftigt sich diese Forschungs-
richtung mit den Institutionen im politischen Bereich und sieht die Demokratie als Ä quiva-
lent zu einem Markt. Die NPÖ  gibt dabei die Annahme eines wohltätigen Staates auf, des-
sen einziges Ziel die Maximierung der gesellschaftlichen Wohlfahrt darstellt. Sie lässt sich 
in drei Untersuchungsbereiche gliedern. Zum einen beschäftigt sie sich in der Theorie der 
Demokratie mit dem „politischen Unternehmer“ , der seinen Nutzen grö ß tenteils dadurch 
steigert, dass er gewählt wird. Die Verbesserung des Allgemeinwohls ist damit für ihn 
hö chstens eines von verschiedenen Mitteln, seinem Ziel näher zu kommen. Zum anderen 
widmet sich die Theorie der Bürokratie dem von den Politikern beauftragten Verwaltungs-
apparat. Die Bürokraten verfügen i.d.R. über einen Informationsvorsprung gegenüber den 
Politikern, den sie verwenden kö nnen, um ihren persö nlichen Nutzen zu steigern. Den letz-
ten Teilbereich bildet die Theorie der Interessengruppen, die die Einflussnahme dieser Ak-
teursgruppe auf den politischen Willensbildungsprozess untersucht. Die NPÖ  behandelt 
somit im Bereich der politischen Institutionen Probleme, die aus Informationsasymmetrien 
und der Eigennutzmaximierung bzw. dem Hang zu opportunistischem Handeln der betei-
ligten Akteure entstehen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die NIÖ  auf dem Theoriegebäude der Neoklassik 
aufbaut. Genauso wie die Neoklassik geht die NIÖ  vom methodologischen Individualismus 
aus. Demnach baut sich gesellschaftliches Handeln auf durch das Handeln von Individuen. 
Kein Kollektiv ist in der Lage, eine eigene Handlung zu vollziehen.42 Eine weitere auch 
von der NIÖ  unterstütze Verhaltensannahme ist die individuelle Nutzenmaximierung. Jedes 
Individuum kennt seine Präferenzen und den damit verbundenen Nutzen und versucht, ihn 
unter den vorliegenden Restriktionen zu maximieren. Ergänzend bedient sich die NIÖ  aber 
weitergehender Annahmen. So lässt sie die Existenz von Transaktionskosten zu. Weiterhin 
geht die NIÖ  davon aus, dass nicht alles Wissen allen Akteuren zur Verfügung steht. Die 
                                                           
39  Einen Ü berblick über die Vertragsarten nach Macneil geben Picot, A.; Dietl, H.; Franck, E. (1999), S.19.  
40  Vgl. zu dieser Einordnung. Erlei, M.; Leschke, M.; Sauerland, D. (1999), S. 43. 
41  Dieser Theoriebaustein der NIÖ  wird hier nur ergänzend erwähnt. Siehe dazu Erlei, M.; Leschke, M.; 

Sauerland, D. (1999), S. 419-515. 
42  Vgl. Erlei, M. (1998), S. 5. 
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Individuen handeln nur begrenzt rational, da sie nicht alle Informationen kennen, auf Basis 
ihres Wissen jedoch rational handeln43. Hintergrund ist, dass die Informationsbeschaffung 
teilweise prohibitiv hohen Transaktionskosten unterliegt. Es entsteht die Mö glichkeit, dass 
Akteure ihren Informationsvorsprung ausnutzen; sie neigen zu opportunistischem Verhal-
ten.  

3.2 Auflö sung der „ black box“ Wettbewerbspolitik 

Mit Hilfe institutionenö konomischer Ü berlegungen ist es mö glich, die Wettbewerbspolitik 
nicht mehr als eine „black box“  zu sehen. Ihre institutionelle Verankerung und ihre Ent-
wicklung im Zeitablauf nimmt auf Entscheidungen Einfluss. Eine Betrachtung der Betei-
ligten Akteure und ihrer Motivationen ermö glicht neue Erklärungen für ihre Handlungen. 
Die Wettbewerbspolitik unterliegt keiner wohlwollenden Institution, die dass Gewinnstre-
ben der Anbieter kontrolliert und für eine Begrenzung der Marktmacht sorgt, damit Kon-
sumenten optimal versorgt werden. Vielmehr wird sie von eigennutzorientierten Akteuren 
durchgeführt, deren Wissen unterschiedlich groß  ist. Der Ermessensspielraum in wettbe-
werbspolitischen Entscheidungen kann Urteile undurchsichtig machen und bringt so In-
formationsasymmetrien mit sich. Opportunistisch handelnde Akteure kö nnen diese Infor-
mationsasymmetrien ausnutzen, um ihren Nutzen zu maximieren. 

Im Allgemeinen hat jedes Wirtschaftssubjekt allen Grund, funktionierenden Wettbewerb 
auf allen Märkten zu fordern, denn nur so kann die allgemeine Wohlfahrt verbessert wer-
den. Im Speziellen streben aber einzelne Marktteilnehmer danach, den Wettbewerb zu re-
duzieren um Druck zu mindern und Gewinne zu erhö hen. Es entsteht eine soziale Dilem-
masituation, die überwunden werden muss.44  

In einer neoklassischen Welt mit vollständigen Verträgen kö nnten Anbieter und Nachfra-
ger sich gegenseitig verpflichten, Leistungen und Gegenleistungen so auszutauschen, das 
die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt optimiert wird. So würde die first-best Lö sung reali-
siert. In der Realität ist die Formulierung eines solchen Vertrages, bei dem alle zukünftigen 
Markt- und Präferenzänderungen vorweggenommen werden müssten, nicht mö glich. Die 
Natur des zu schließ enden Vertrages wäre relational45. Das allgemeine Vertragsrecht reicht 
nicht aus, um einen solchen Vertrag zu schließ en und das Dilemma zu überwinden. In die-

                                                           
43  Rational ist ein Individuum, das unter mehreren Alternativen immer eine auswählen kann. Dafür bildet es 

unter den Alternativen gemäß  seinen Präferenzen eine transitive Rangfolge und wählt die ranghö chste aus. 
Vor die gleichen Alternativen gestellt, würde das Individuum immer die gleiche Entscheidung treffen. Ra-
tionalität bezieht sich dabei immer auf Handlungsprozesse, nicht auf die Ziele des Individuums. Vgl. 
Downs, A. (1968), S. 6. 

44  Pies, I. (2000), S. 52-62, untersucht den Wettbewerb ausführlich und identifiziert verschiedene daraus 
resultierende soziale Dilemmata. Hier wird nur der Dilemma-Situation zwischen der Gruppe der Unter-
nehmer-Anbieter und der Gruppe der Konsumenten-Nachfrager nachgegangen. 

45  Siehe auch Kapitel 3.1. 
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sem Fall müssen spezielle Gesetze geschaffen werden, die das Beziehungsgeflecht stabili-
sieren, um eine second best Lö sung zu erreichen. Die Komplexität von privaten Verträgen 
verhindert in diesem Fall, dass der Markt selbst eine Lö sung heranbildet. In einer Welt mit 
Transaktionskosten wird ein Regelwerk geschaffen, das gewisse Kooperationen zwischen 
Unternehmen untersagt, um Transaktionskosten zu minimieren.46 

Dieses Regelwerk bildet im hier betrachten Fall die Wettbewerbsordnung. Die Wettbe-
werbsordnung ist also als ein impliziter Vertrag zwischen Anbietern und Nachfragern zu 
betrachten. Sie soll einen äquivalenten Tausch garantieren, indem sie wettbewerbliches 
Verhalten kontrolliert und Sanktionsmechanismen zur Verfügung stellt. Es handelt sich um 
einen administrativen Vertrag, bei dem ein Agent eingesetzt wird, der für die Aufrechter-
haltung des Wettbewerbs sorgt. Seine Aufgaben sind es, Informationen zu sammeln, Ent-
scheidungen zu treffen, über Verträge zu verhandeln und die Bedingungen fortdauernder 
Beziehungen anzupassen. Solch ein spezifisches Gesetzeswerk und seine Kontrolle liegen 
in staatlicher Hand, eine privatrechtliche Alternative zur Wettbewerbsaufsicht ist nicht 
mö glich. Auf den meisten Märkten ist beobachtbar, dass eine gewisse Anzahl von Unter-
nehmen als Anbieter einer grö ß eren Anzahl von Konsumenten als Nachfrager gegenüber-
stehen. Dieser Fall soll im Rahmen dieses Arbeitspapiers verallgemeinernd als „Normfall“  
behandelt werden. Anbieter mö chten den Wettbewerb auf dem Markt mindern, auf dem sie 
tätig sind, um ihre Gewinne zu erhö hen47. Demnach liegt es also hauptsächlich im Interesse 
der Konsumenten, gemeinsam einen Agenten in Form einer Wettbewerbsbehö rde zu be-
auftragen, der für die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs auf allen Märkten sorgt.48 Der 
Vertrag zwischen Konsumenten und Unternehmen nimmt in seiner ausgestalteten Form 
einen Umweg über zwei weitere Gruppen von Akteuren. Gesetze wie die Wettbewerbsord-
nung werden in einer Demokratie von gewählten Politikern gemacht. Diese setzen dann 
Bürokraten ein, die in ihrem Auftrag die Einhaltung der festgelegten Regeln überprüfen 
und gegebenenfalls korrigierend tätig werden.  

3.3 Wettbewerbsordnung im Institutionengefüge 

Die Wettbewerbstheorie liefert keine Vorlage für das Verfassen einer Wettbewerbsord-
nung. Die Gesetzgeber müssen eine sekundäre Institution schaffen, die in das Institutio-
nengefüge einer Gesellschaft passt. Zuallererst muss sie übereinstimmen mit den informel-
len Institutionen. Je nachdem, wie stark die moralischen Vorstellungen eine Beschränkung 
des Wettbewerbs verachten, muss die Wettbewerbsaufsicht streng oder weniger streng 
agieren. Dann muss die Wettbewerbsordnung mit der allgemeinen Wirtschaftsordnung und 
                                                           
46  Vgl. Bickenbach, F.; Kumkar, L.; Soltwedel, R. (2002), S. 226, und Bickenbach, F.; Kumkar, L.; 

Soltwedel, R. (1999), The New Institutional Economics of Antitrust and Regulation S. 9-11. 
47  Vgl. Erlei, M.; Leschke, M.; Sauerland, D. (1999), S. 299. 
48  Vgl. Goldberg, V. P. (1976), S. 427-432. 
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der Rechtsordnung harmonieren. Ä ndern sich im Zeitablauf die Einstellungen der Gesell-
schaft, muss auch die Wettbewerbsordnung angepasst werden.49 Sind die Einstellungen in 
zwei Gesellschaften unterschiedlich, wird sich dass auch in Fallentscheidungen über den-
selben Wettbewerbsfall widerspiegeln. 

In den USA wurden die ersten Wettbewerbsgesetze Ende des 19. Jh. geschaffen. Die ame-
rikanische Gesellschaft war geprägt von Einwanderern, die motiviert und optimistisch auf 
ihre eigene Wirtschaftskraft bauten. Freiheit und Demokratie waren für sie wichtige Eck-
punkte ihrer Gesellschaft. In dieses Bild passten die Groß konzerne nicht, die sich durch die 
industrielle Revolution bildeten und über Macht verfügten, die die Freiheit der Bürger be-
schränkte. Daher wurde ein Gesetzeswerk geschaffen, dass den freien Wettbewerb sichern 
sollte. In den USA herrschte eine strenge Wettbewerbspolitik, die erst durch die Einflüsse 
der Chicago School in den 80er Jahren an Schärfe verlor. In Europa fehlte der Gesellschaft 
dieser Freiheitsdrang. Die Bürger verließ en sich auf einen Staat, der für wirtschaftlichen 
Wohlstand und Sicherheit sorgen sollte. Groß unternehmen wurden vom Staat geduldet und 
sogar unterstützt. Ein Wettbewerbsdenken entwickelte sich erst nach dem zweiten Welt-
krieg.50 Insgesamt kann man sagen, dass sich eine europäische Wettbewerbspolitik entwi-
ckelt hat, die der amerikanischen ähnelt. Die EU hat ihre Regeln verschärft, während sich 
in den USA die Auffassung durchsetzte, dass Fusionen von Unternehmen auch zu Effi-
zienzsteigerungen beitragen kö nnen und somit wohlfahrtssteigernd sein kö nnen, was zu 
einer Lockerung der Regeln führte. Gerade in der Ä ra Bush wird erwartet51, dass weniger 
Marktstruktur- und -konzentrationsanalyse im Mittelpunkt der Wettbewerbspolitik stehen, 
sondern eher Effizienzüberlegungen. Auch Robert Pitovsky, Präsident der Federal Trade 
Commission, sieht eine Annäherung des europäischen an den amerikanischen Ansatz52: Die 
US-Fusionskontrolle will kartellähnliche Situationen verhindern. Früher hätte sie dazu 
schon eine Reduktion der Wettbewerber von zwö lf auf elf genauer untersucht, was sie heu-
te nicht mehr tun würde. Auf der anderen Seite untersuchten die Europäer heute Reduktio-
nen von vier auf drei Wettbewerber, die sie früher noch für unbedenklich hielt. Damit nä-
here man sich gegenseitig an.  

Zur Evolution der Wettbewerbsordnung tragen Interessengruppen bei, die als „Spieler“ 53 
versuchen, die Regeln der Wettbewerbsordnung zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Ihre 
                                                           
49  North beschäftigt sich in seiner Theorie des institutionellen Wandels mit dem Phänomen, wie Institutionen 

im Zeitablauf evolvieren und ob sie sich grundlegend ändern kö nnen, wenn einmal ein bestimmter Pfad 
eingeschlagen ist. Vgl. North, D. C. (1995), S. 7-12. 

50  Vgl. Mueller, D. C. (1997), S. 51-66. 
51  Vgl. Immenga, U. (2000), S. 26. 
52  Vgl. o.V. (2000), S. 22. 
53  Institutionen lassen sich unterscheiden in Regeln und Normen bzw. Institutionen im engeren Sinne und 

Organisationen. Organisationen sind dabei personifizierte Institutionen wie Unternehmen und Behö rden. 
Während Regeln und Normen die Spielregeln bilden, sind die Organisationen die Spieler, die sich im Re-
gelrahmen bewegen. In einer Organisation sind Individuen verbunden, die gemeinsame Ziele verfolgen. 
Ob eine Institution zum Bereich Normen und Regeln gehö rt oder eine Organisation ist, wechselt mit dem 

…  
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Einflussnahme und damit mö glicherweise entstehende Verzerrungen in der Wettbewerbs-
politik gewinnen in Einzelfallentscheidungen an Bedeutung. Die nächsten Kapitel beschäf-
tigen sich ausführlich mit diesem Problem.  

3.4 Lobbying bei wettbewerbspolitischen Fallentscheidungen 

3.4.1 Vorüberlegungen 

Die Wettbewerbsordnung kann besser als das allgemeine Vertragsrecht helfen, Transakti-
onskosten zu reduzieren, indem sie zusätzliches Sanktionspotenzial bereit stellt. Vor staat-
lichen Eingriffen in den Wettbewerb muss jedoch geprüft werden, ob das Ausmaß  der 
Schädigung groß  genug ist, um ein Handeln zu rechtfertigen. Dazu muss der durch die 
Wettbewerbsordnung beauftragte Akteur Informationen sammeln. I. d. R. erhält er Infor-
mationen von den Anbietern, die den Nachfragern nicht bekannt sind, und umgekehrt. Hier 
zeigt sich, dass auch die Wettbewerbspolitik mit Transaktionskosten und Informationsa-
symmetrien verbunden ist. Sie hilft zwar, ein soziales Dilemma im Bereich des Markt-
versagens zu überwinden, ermö glicht aber gleichzeitig ein Regulierungsversagen. Genau-
so, wie der Wettbewerb auf den Märkten durch Marktmacht gefährdet ist, ist Effizienzstei-
gerung durch eine Wettbewerbspolitik durch Regulierungsopportunismus eingeschränkt. 
Wettbewerbliche Aufsicht kann also zu besseren Ergebnissen führen, muss es aber nicht!54  

Regulierungsopportunismus entsteht, da die beauftragten Akteure in der Wettbewerbspoli-
tik nicht wohlwollend sind, sondern ihren eigenen Nutzen maximieren. Die relationale 
Eigenschaft des zu Grunde liegenden Vertrages gibt ihnen den dazu nö tigen Spielraum. So 
kö nnen Interessengruppen mit Hilfe von Lobbyismusaktivitäten versuchen, Einfluss auf 
das Ergebnis der Wettbewerbsaufsicht zu nehmen. Die Beteiligten des Prozesses der Wett-
bewerbsaufsicht lassen sich in einer Kette von Prinzipal-Agent-Beziehungen darstellen. 
Die folgende Abbildung stellt das Zusammenspiel der Akteure der Wettbewerbspolitik 
zusammenfassend dar. 

                                                                                                                                                                                
Beobachtungsstandpunkt. So ist ein Staat für die eigenen Bürger eine Institution, in der Staatengemein-
schaft bildet er jedoch eine Organisation. Vgl. North, D. C. (1994), S. 361. 

54  Vgl. Bickenbach, F.; Kumkar, L.; Soltwedel, R. (2002), S. 226-227 und Bickenbach, F.; Kumkar, L.; 
Soltwedel, R. (1999), S. 10. 
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Abbildung 1: Akteure der Wettbewerbsordnung 1 

Quelle: eigene Darstellung 
 

3.4.2 Die Interessengruppen 

Konsumenten und Unternehmen bilden Anfang und Ende des Beziehungskonstruktes der 
Wettbewerbsordnung. Während die Konsumenten den legitimen Wählerauftrag an die 
Politiker weitergeben, für funktionierenden Wettbewerb zu sorgen und ein Ausbeuten 
durch die Unternehmer zu verhindern, kö nnen die Unternehmen versuchen, in sie 
betreffenden Einzelfällen die Entscheidung der Wettbewerbsaufsicht zu ihren Gunsten zu 
beeinflussen. Konsumenten und Unternehmer bilden zwei Gruppen mit unterschiedlichen 
Interessen, die es zu vertreten gilt.  

Alle Konsumenten in einer Volkswirtschaft profitieren von funktionierendem Wettbewerb. 
Geht man davon aus, dass sich die Konsumenten mit allen Gütern gleichmäß ig versorgen, 
so trägt der funktionierende Wettbewerb eines einzelnen Marktes in geringem Maß  zum 
allgemeinen Ziel bei. Den einzelnen Unternehmen eines Marktes reicht die Begrenzung 
des Wettbewerbs auf diesem einen Markt, um ihren Gewinn bedeutend zu erhö hen. Daher 
bilden die Konsumenten eine groß e heterogene Interessengruppe, die bei jeder Einzelfall-
entscheidung einer kleineren Gruppe von Unternehmern des betroffenen Marktes gegenü-
bersteht. Das Interesse der Individuen in der Konsumentengruppe an einem Einzelfall ist 
viel geringer als das der Unternehmer, da jedes Individuum der groß en Gruppe nur eine 
kleine Wohlfahrtsveränderung erfährt, während für jedes Mitglied der kleinen Gruppe eine 
groß e Gewinnänderung resultieren kann. In jedem Einzelfall würde der Einsatz dieser gro-
ß en Gruppe getrieben vom allgemeinen Ziel „Verbesserung des funktionierenden Wettbe-
werbs“ . Die ihnen entgegensetzte Gruppe der Unternehmer hat das konkrete Ziel „Ge-
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winnverbesserung auf diesem Markt“  vor Augen. Dabei kö nnen auch zwei Unternehmer-
gruppen mit unterschiedlichen Interessen entstehen. Das hängt davon ab, ob alle Unter-
nehmer gemeinsam eine Marktkonzentration anstreben, oder ob den sich zusammenschlie-
ß enden Unternehmen eine Gruppe von Konkurrenten gegenübersteht, die benachteiligt 
werden kö nnten.  

Durch ihre Stimmabgabe bei einer Wahl kö nnen die Konsumenten den Politiker unterstüt-
zen, der aus ihrer Sicht die Wettbewerbspolitik am besten ausgestaltet und umsetzt. Die 
Konsumenten beauftragen die Politiker, in ihrem Sinne zu handeln. Sie setzen als Prinzipa-
le Agenten ein, die mit einer bestimmten Aufgabe betreut sind. Die Beziehung zwischen 
Prinzipalen und Agenten ist durch Informationsasymmetrien gekennzeichnet55. Die Prinzi-
pale wissen nicht genau, inwieweit die Agenten für diese Aufgabe geeignet sind, inwieweit 
sich die Agenten dieser Aufgabe wirklich widmen, in welchem Maß  sie das vorgegebene 
Ziel erreichen kö nnen und ob sie nach der Wahl das Ziel überhaupt noch wie versprochen 
verfolgen. Das Beurteilungsproblem wird verstärkt durch die fehlenden genauen Hand-
lungsanweisungen aus der Wettbewerbstheorie. All diese Probleme verwässern den Ein-
fluss der Konsumenten auf die Wettbewerbspolitik über die Wahl, auß erdem kö nnen sie 
keinen Einfluss auf Einzelfallentscheidungen nehmen. Auch für die Unternehmer ist die 
Wahl kein geeignetes Mittel der Einflussnahme. Grund dafür ist ihr geringer Stimmenan-
teil und die Tatsache, dass sie nur in Einzelfällen, an einer Einflussnahme auf die Wettbe-
werbsaufsicht interessiert sind. Daher müssen die Interessengruppen auf andere Weise ihre 
Ziele verfolgen.  

Nach Olsons Gruppentheorie56 hat eine groß e, heterogene Gruppe keine Chance, sich zu 
organisieren und ihre Interessen zu vertreten. Jedes einzelne Mitglied der Konsumenten-
gruppe müsste Kosten der Gruppenbildung tragen, damit eine aktive Interessenvertretung 
der Gruppe erfolgen kö nnte. Diese bestehen aus aufgewendeter Zeit, Kosten für die Kom-
munikation und Verhandlungen unter den Mitgliedern, Kosten damit die Gruppe gebildet 
wird, ausgerüstet wird, erhalten bleibt, und anderen Kosten, um die groß e Gruppe zu orga-
nisieren. Der entstehende Nutzen für den Einzelnen liegt darin, mit jeder Einzelfallent-
scheidung, in der die Interessengruppe aktiv wird, dem Ziel „Verbesserung des funktionie-
renden Wettbewerbs“  einen Schritt näher gekommen zu sein und auf einem Markt eine 
angemessene Güterversorgung zu sichern oder herzustellen. Aufgrund der groß en Mitglie-
deranzahl ergibt sich ein Trittbrettfahrerproblem: Da viele Akteure einen kleinen Beitrag 
zur Gruppenorganisation und damit zu Aktivitäten der Nutzensteigerung leisten, ist der 
Nutzenentgang nur gering, wenn ein einzelnes Mitglied seine Beitragsleistung unterlässt. 
Die eingesparten Aufwendungen kann das Individuum nutzenbringend anders verwenden. 

                                                           
55  Vgl. Picot, A.; Dietl, H.; Franck, E. (1999), Organisation, S. 85-94. 
56  Vgl. Olson, M. (1968), besonders S. 42-51, S. 59-64. Eine Zusammenfassung über Aktivitäten von 

Interessengruppen liefern Erlei, M.; Leschke, M.; Sauerland, D. (1999), S. 348-360. 
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Gruppenorientiertes Handeln wird in diesem Fall nicht angemessen entlohnt. Wenn der 
erlittene Nutzenentgang geringer ist als der Nutzenzuwachs durch die alternative Verwen-
dung, wird das Individuum zum Trittbrettfahrer und nicht Mitglied der Konsumentengrup-
pe. Im Extremfall werden groß e Gruppen sich erst gar nicht bilden. 

Becker57 sieht zwei Interessengruppen im Zusammenspiel. Nach seiner Theorie kann sich 
eine groß e Gruppe mit heterogenen Mitgliedern bilden und aktiv sein. Sie ist allerdings 
durch die groß e Mitgliederzahl hö heren Kosten ausgesetzt als eine kleinere Gruppe. Kos-
ten entstehen zum einen durch die Organisation der Gruppe und zum anderen durch die 
Ausübung politischen Drucks. Je hö her der ausgeübte Druck ist, desto mehr steigen diese 
Kosten an. Wenn die kleine Gruppe politischen Druck erfolgreich ausübt und dadurch den 
Nutzen der groß en Gruppe schmälert, entsteht für die groß e Gruppe der Anreiz, ebenfalls 
Kosten der politischen Einflussnahme aufzuwenden und aktiv zu werden. Da nun die klei-
ne Gruppe unter Gewinnentgang leidet, kann es für sie lohnend werden, den politischen 
Druck zu erhö hen. Die wechselseitige Beeinflussung der beiden Interessengruppen endet 
in einem Gleichgewicht. Der Gegendruck der groß en Gruppe sorgt dafür, dass die kleine 
Gruppe nicht ihr Gewinnmaximum erreichen kann. Wenn der Zutritt zum politischen 
Markt frei ist und viele Interessengruppen aktiv werden, steigert das nach Becker die Effi-
zienz der Wirtschaftspolitik. Nur so kö nnen in einer Welt mit Transaktionskosten und In-
formationsasymmetrien von den Politikern die Maß nahmen realisiert werden, von denen 
die Gesellschaft den grö ß ten Nutzen hat.  

Betrachtet man die Realität, sind groß e Gruppen von Konsumenten, die das Ziel „Verbes-
serung des funktionierenden Wettbewerbs“  verfolgen, kaum zu beobachten, Interessen-
gruppen der Unternehmer allerdings schon. Auf europäischer Ebene sind viele Interessen-
vertretungen aktiv; über 80% von ihnen vertreten die Interessen von Industrie, Handel und 
einzelnen Berufsständen, nur der Rest steht ein für Konsumenten, Steuerzahler, Umweltak-
tivisten oder Kleinunternehmen.58 Verbraucherverbände kümmern sich zwar um eine gute 
Versorgung mit Gütern und Leistungen, in wettbewerbspolitischen Einzelfallentscheidun-
gen sind sie allerdings nicht aktiv. Entstehen durch wettbewerbspolitische Fehlentschei-
dungen Ineffizienzen, sind diese zudem aufgrund der unsicheren wettbewerbstheoretischen 
Basis oft nur schwer nachvollziehbar. Die hohen Informationskosten, die zur Bildung einer 
eigenen Meinung nö tig wären (z.B. der Einsatz eines eigenen Gutachters), erschweren die 
Organisation einer Konsumentengruppe erheblich. Solange die wettbewerbspolitischen 
Entscheidungen von den Konsumenten akzeptiert werden, ist aktive Einflussnahme kaum 
zu erwarten.59  

                                                           
57  Vgl. Becker, G. S. (1983) S. 371-400. 
58  Vgl. Vaubel, R. (1994), S. 175.  
59  Stigler, G. J. (1971), Peltzman, S. (1976) und Becker, G. S. (1983) entwickelten seit den 70ger Jahren die 

Theorie der Regulierung. Dabei suchen sie Erklärungen für Regulierungsmaß nahmen, die nicht immer 
…  
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Im Gegensatz zur Konsumentengruppe wird die Unternehmergruppe also versuchen, durch 
Lobbying die Entscheidungsträger zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Im Fall der Wettbe-
werbspolitik sind die direkten Entscheidungsträger die Bürokraten in den Wettbewerbsauf-
sichtsbehö rden. Für die grundsätzliche Aufstellung der Regeln sind die Politiker zuständig, 
somit sind sie indirekte Entscheidungsträger. Je nach organisatorischer Ausgestaltung der 
Wettbewerbsaufsicht kö nnen sie auch direkten Einfluss auf konkrete Fallentscheidungen 
nehmen. 

Abbildung 2: Akteure der Wettbewerbsordnung 2 

Quelle: Eigene Darstellung 
 

Agency-Probleme machen es für Wähler unmö glich, nur über das Instrument „Wahl“  die 
Entscheidungen der Politiker rein nach ihren Wünschen auszurichten. Die Wahl ist als ein 
Vertrag zur Kontrolle der Entscheidungen des Politikers nicht ausreichend wirksam. 
Schließ en Lobbyisten einen Vertrag mit Politikern, in bestimmter Weise zu agieren, ist 
dieser Vertrag auch ohne rechtliche Legitimation wirksamer als die rechtlich legitimierte 
Wahl. Grund dafür sind geringere Informationsasymmetrien. Die Lobbyisten kennen die 
Märkte und Unternehmen, über die wettbewerbspolitische Entscheidungen getroffen wer-
den sollen und kö nnen die Handlungen der Politiker besser beobachten.60  

Lobbyingmaß nahmen müssen die Nutzenfunktionen der Entscheidungsträger betreffen. 
Einfachstes Beispiel ist daher die Bestechung. Durch Geldtransfers wird das Einkommen 
und somit der Nutzen der Akteure direkt erhö ht. Dies ist sicher die effektivste Form der 
                                                                                                                                                                                

durch die ö konomische Theorie des Marktversagens gerechtfertigt werden. Peltzman, S. (1976) geht dabei 
davon aus, dass ein Regulierer von der begünstigten Unternehmergruppe beeinflusst wird und die Wähler 
nur insofern berücksichtigen muss, als dass sie ihn abwählen kö nnten.  

60  Vgl. Estache, A.; Martimort, D. (1999), S. 8. 
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Einflussnahme, aufgrund ihrer eindeutigen Illegalität sicher auch die unwahrscheinlichste. 
Wichtig ist für die Entscheidungsträger die Versorgung mit Informationen, die sie sonst 
nur schwer erhalten kö nnten. Denkbar sind weiterhin indirekte Transfers in Form von An-
nehmlichkeiten wie Essenseinladungen, Urlaub, etc. Hier wird das Problem des Lobbyings 
sichtbar: Ein direkter Transfer wirkt sicher besser als ein indirekter. Bei indirekten Trans-
fers wirkt nicht die komplette aufgebrachte Summe, sie erreicht den Akteur nur über Um-
wege. Es müssen Transaktionskosten des Lobbying in Kauf genommen werden.  

Zum einen schmälern Transaktionskosten die Wirksamkeit der aufgewendeten Lobbying-
summe, wenn diese den Entscheidungsträger nicht direkt erreicht. Zum anderen fallen Or-
ganisationskosten des Lobbying an. Eine Interessengruppe muss zusammengebracht und 
koordiniert werden. Dann müssen Informationen darüber eingeholt werden, wie Lobbying 
im konkreten Fall betrieben werden kann. Je nachdem, wie transparent die Wettbe-
werbsaufsicht institutionalisiert ist, fallen die Transaktionskosten hö her oder niedriger aus. 
Auch persö nliche Beziehungen und räumliche Nähe sowohl der Mitglieder der Interessen-
gruppe untereinander als auch zu den Entscheidungsträgern in der Wettbewerbspolitik be-
einflussen die Hö he der Transaktionskosten. Ist ein Politiker Ziel von Lobbyingaktivitäten, 
ist seine Entscheidungsmacht und sein Einfluss auf die Wettbewerbspolitik ausschlagge-
bend. Ganz allgemein bestimmen zusätzlich Moral und Wertvorstellungen bzw. „Käuf-
lichkeit“  der Entscheidungsträger die Hö he der Transaktionskosten im Lobbyingprozess. 
Zu den Handlungsanreizen von Politikern und Bürokraten nun im einzelnen mehr. 

3.4.3 Die Politiker 

Wesentliches Element in der Nutzenfunktion der Politiker ist der Wunsch, wiedergewählt 
zu werden. Es gibt nicht einen wohlwollenden Diktator, sondern viele Akteure, die mitein-
ander um Regierungskompetenz konkurrieren. Wenn sie Maß nahmen ergreifen, um die 
gesellschaftliche Wohlfahrt zu verbessern, geschieht das zur Erhö hung der Wählerstim-
men. Erst nach der Wahl kö nnen sich die Politiker jedoch ein Bild über das vom Wähler 
gewünschte Ausmaß  staatlichen Handelns machen.  

Eine weitere Mö glichkeit, die Politiker über den Wählerwillen auch zwischen den Wahlen 
zu informieren, bietet der Lobbyismus. Vertreter einer von politischen Entscheidungen 
direkt betroffene Gruppe, so auch von wettbewerbspolitischen Entscheidungen betroffene 
Unternehmer, bieten den Politikern Informationen. Dabei versuchen sie, den Wunsch der 
Gruppe als den allgemeinen Wählerwunsch darzustellen, um an das Streben der Politiker 
nach Wiederwahl zu appellieren. Sie treten als Informationsmittler auf, wobei sie die In-
formationen zu ihren Gunsten verzerren werden. Die Politiker kö nnen nicht entscheiden, 
ob die Informationen repräsentativ sind und ob sie mit Sorgfalt ermittelt wurden. Da sie 
zwischen den Wahlen auf diese Informationen angewiesen sind, werden sie sie berücksich-
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tigen bzw. werden sie auch bereit sein, Gegenleistungen für diese Informationen zu erbrin-
gen. Die Bereitstellung von Informationen ist daher für Interessengruppen eine geeignete 
Lobbyismusmaß nahme, um Politiker zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Sie funktioniert 
auch auf dem umgekehrten Weg: Politiker müssen auch verhindern, dass ihre Entschei-
dungen von Interessengruppen in der Ö ffentlichkeit als schlecht dargestellt werden, denn 
das kö nnte Wähler davon abhalten, ihre Stimme bei der nächsten Wahl wieder an den Poli-
tiker zu geben. Unternehmen und Branchenvertreter kö nnen den Politikern gezielt Infor-
mationen oder Desinformationen zur Verfügung stellen, die die Wahlchancen betreffen. 
Sie kö nnten damit drohen, ihre Macht zu missbrauchen. Erhö ht ein einflussreiches Unter-
nehmen seine Preise oder entlässt viele Mitarbeiter, so kann eine derartige Entwicklung 
schnell den Regierenden angelastet werden. Ä hnlich kann ein Unternehmen oder eine 
Branche durch positive Handlungen oder die Verbreitung von Informationen Wählerstim-
men beeinflussen. Eine sehr effektive Maß nahme ist die Unterstützung einer Partei im 
Wahlkampf durch finanzielle und sonstige Hilfen, wie die Einflussnahme anerkannter Per-
sö nlichkeiten in bestimmten Wahlkreisen oder Pressebeiträge, die in eine bestimmte Rich-
tung zielen. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Politiker immer abwägen müssen 
zwischen Zuwendungen durch Lobbying und der Entwicklung der gesellschaftlichen 
Wohlfahrt, die direkt Wählerstimmen beeinflusst.61 

Andere Elemente in der Nutzenfunktion eines Entscheidungsträgers sind Macht und Pres-
tige. Wenn Interessengruppen Mö glichkeiten besitzen, Ansehen und Einflussmö glichkeiten 
des Akteurs zu beeinflussen, kö nnen sie entsprechende Maß nahmen in ihre Lobbyingakti-
vitäten aufnehmen. Sie kö nnen auß erdem auf die gegenwärtige und/oder zukünftige Ar-
beitssituation abzielen. Unternehmen kö nnten eine spätere Beschäftigung in ihrer Branche 
in Aussicht stellen.62 Auch durch andere Angebote wie eine besonders einfache, konfliktlo-
se Zusammenarbeit oder die kostenlose Bereitstellung von Informationen kann die jetzige 
oder zukünftige Arbeit des Entscheidungsträgers angenehmer und sicherer gemacht wer-
den.63  

Wettbewerbspolitische Entscheidungen fällen Politiker demnach so, dass ihr Nutzen ma-
ximiert wird. Jedoch sind sie meistens nicht direkt für die Beurteilung von Einzelfällen 
zuständig, sondern müssen ihre Vorstellungen als Auftrag an Bürokraten weitergeben, wo-
bei ihr Einfluss unterschiedlich groß  sein kann. Auch diese Akteursbeziehung ist durch 
Prinzipal-Agent-Probleme gekennzeichnet. Maß nahmen, die den Nutzen des Politikers 
maximieren, müssen nicht auch für die Bürokraten optimal sein. Im Fall konfligierender 
Interessen kö nnen Informationsasymmetrien erlauben, dass die Bürokraten nicht im Sinne 
des Politikers handeln. Aus dieser Betrachtungsperspektive sind die Politiker als Prinzipa-

                                                           
61  Vgl. Estache, A.; Martimort, D. (1999), S. 3, 7-9 und Downs, A. (1968), S. 88-90. 
62  Vgl. Estache, A.; Martimort, D. (1999), S. 10. 
63  Vgl. Downs, A. (1968), S. 90. 
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le, die Bürokraten, die einen Auftrag ausführen und über grö ß eres Detailwissen verfügen, 
als Agenten zu beurteilen. Einfluss und Kontrollmö glichkeiten des Politikers über den Bü-
rokraten sind entscheidend für die Wirksamkeit des Lobbying. 

In den USA und in der EU sind politische Einflussmö glichkeiten auf die Wettbewerbspoli-
tik gegeben. Es gibt keine unabhängige Behö rde, deren Akteure – wie z.B. bei der Europä-
ische Zentralbank – für eine gewisse Zeit bestimmt werden und ohne den Einfluss der Poli-
tik handeln kö nnen. In den USA ist die Antitrust Devision des Department of Justice direkt 
im Regierungsapparat eingeordnet. Die Federal Trade Commission ist von den Regie-
rungseinrichtungen unabhängig. Der jeweilige Präsident der USA kann jedoch seinen Ein-
fluss geltend machen, weil er den Vorsitzenden der FTC frei bestimmen kann und das 
Recht hat, frei werdende Posten neu zu besetzen.64 In der EU sind für die Wettbewerbspoli-
tik politische Beamte eingesetzt. Politiker werden aus ihren Heimatländern für eine be-
stimmte Zeit in den EU-Verwaltungsapparat entsandt. Nach dieser Zeit werden sie mö gli-
cherweise ihre politische Karriere im Heimatland weiterverfolgen. Die Wettbewerbspolitik 
obliegt einer von mehreren Generaldirektionen der EU-Kommission, die den anderen Ge-
neraldirektionen gegenüber informationspflichtig ist. Das macht eine Einflussnahme durch 
weitere politische Beamte mö glich.65  

3.4.4 Die Bürokraten 

Bürokraten müssen sich nicht durch eine Wahl legitimieren lassen. Ihre Nutzenfunktion 
wird bestimmt durch ihr Einkommen, aber auch durch das Ansehen der Behö rde, in der sie 
arbeiten sowie allgemein Macht und Prestige.66 All diese Punkte bieten Ansatzmö glichkei-
ten für Lobbyingmaß nahmen. Informationsasymmetrien machen es den Bürokraten mö g-
lich, gegen den Willen der Politiker zu handeln. Denn ob die Bürokraten alles unterneh-
men, um gemäß  dem politischen Auftrag zu arbeiten – der natürlich auch schon durch 
Lobbying vom Wählerwillen abweichen kann – kann von den Politikern nur begrenzt kon-
trolliert werden.  

Doch auch die Bürokraten sind negativ von Informationsasymmetrien betroffen. Für ihre 
Arbeit in der wettbewerblichen Aufsicht benö tigen sie die Mithilfe der sich auf dem Markt 
befindlichen Unternehmen. Sie brauchen Brancheninformationen, um den relevanten 
Markt abgrenzen zu kö nnen, und sie benö tigen Unternehmensdaten, um auf Effizienz- und 
Marktmachtveränderungen schließ en zu kö nnen. Dieser Informationsbedarf besteht unab-
hängig davon, ob die Bürokraten durch Lobbying beeinflusst eine bestimmte Entscheidung 

                                                           
64  Vgl. White, L.J. (1993), S. 135.  
65  Vgl. Schmidt, I. (2001), S. 237, 239. 
66  Niskanen, W A. (1971), beschäftigt sich ausführlich mit dem Wesen der Bürokratie. Wintrobe, R. (1997), 

gibt einen Ü berblick über die Literatur zur Bürokratietheorie. 
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anstreben, oder ob sie dem Wählerauftrag folgen. An einer Bereitstellung von Informatio-
nen sind sie daher besonders interessiert, wenn diese ihnen die Arbeit erleichtert.67 Dabei 
kö nnen die Bürokraten aber nur schwer beurteilen, ob die geforderten Daten verfälscht 
oder neutral zusammengestellt sind. 

3.5 Zwischenfazit 

In den vorangegangenen Kapiteln wurden die Akteure der Wettbewerbsordnung ausführ-
lich dargestellt. Dabei wurde der Schwerpunkt auf ihre Neigung zur Maximierung des ei-
genen Nutzens gelegt. Es wurde klar, dass durch die Interaktion der Beteiligten eine Beein-
flussung der wettbewerbspolitischen Entscheidungen stattfindet. Die Entscheidungen ori-
entieren sich nicht allein an den Vorschriften des Wettbewerbsrechts und der ohnehin un-
einheitlichen Wettbewerbstheorie.  

Gerade weil die Wettbewerbstheorie keine klaren Handlungsanweisungen gibt, wird den 
Entscheidungsträgern ein Ermessensspielraum eingeräumt. Dieser Ermessensspielraum 
macht gleichzeitig eine Verschleierung unlegitimer Entscheidungsursachen mö glich. Auch 
die Transparenz, die ausführliche Begründungsschriften zu vermitteln scheinen, ist gering, 
da der Ermessenspielraum viele Argumentationen erlaubt. 

An diese Ü berlegungen schließ t sich eine mö gliche Erklärung für divergierende Entschei-
dungen in der internationalen Wettbewerbspolitik an: Wenn mehrere Behö rden über den-
selben Fall der Wettbewerbseinschränkung entscheiden müssen, kann es durch Lobbying 
beeinflusst zu unterschiedlichen Beurteilungen kommen. Im folgenden sollen die bisheri-
gen Ü berlegungen modelltheoretisch komprimiert werden. Ein einfaches grafisches Modell 
wird das Konfliktpotenzial verdeutlichen. 

                                                           
67  Vgl. Downs, A. (1968), S. 90. 
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4 Modellhafte Darstellung 

4.1 Modelltheoretische Untersuchungen zu Konfliktursachen in der 

internationalen Wettbewerbspolitik 

Theoretische Untersuchungen zu Konfliktursachen in der internationalen Wettbewerbspoli-
tik unterstellten bisher wohlwollende Regulierer, die die Wohlfahrt in ihrem territorialen 
Zuständigkeitsgebiet maximieren. Beispielhaft für Konzentrationsbestrebungen werden 
Fusionsvorhaben untersucht. 

Barros/Cabral (1994) vergleichen, welche Entscheidungen nationale Regulierer im Ver-
gleich zu globalen Regulierern treffen würden. Grundlage für die Entscheidung sind die 
Wohlfahrtswirkungen auf fusionierende Unternehmen, Konkurrenten und Konsumenten. 
Geht man davon aus, dass Nachfrager eine Wohlfahrtsminderung erfahren und Unterneh-
men eine Wohlfahrtssteigerung, kö nnen nationale und globale Regulierer zu unterschiedli-
chen Ergebnissen kommen. Wenn der Anteil der nationalen Nachfrage den nationalen Pro-
duktionsanteil übersteigen würde, würde ein nationaler Regulierer eine Fusion verbieten, 
die ein globaler Regulierer mö glicherweise erlauben würde. Umgekehrt würde eine Fusion 
vom nationalen Regulierer erlaubt und vom globalen Regulierer mö glicherweise verboten, 
wenn der nationale Produktionsanteil grö ß er ist als der Nachfrageanteil.  

Auch Head/Ries (1997) beschäftigen sich mit der Frage, ob die Regulierung horizontaler 
Fusionen auf Weltniveau angehoben werden muss. Auch sie kommen zu dem Ergebnis, 
dass es zu widersprüchlichen Entscheidungen von verschiedenen nationalen Behö rden 
bzw. einer globalen Behö rde und nationalen Behö rden kommen kann. Das Ergebnis hängt 
ab von der Effizienzverbesserung durch die Fusion und dem Anteil der Konsumenten, die 
in der Nation wohnen, die über die Fusion entscheidet.  

Neven/Rö ller (2000a) kritisieren diese Ergebnisse. Sie gehen davon aus, dass der Regulie-
rer allein den Konsumenten verpflichtet ist. In diesem Fall reicht bei einer nicht effizienz-
steigernden Fusion ein Konsument im territorialen Zuständigkeitsgebiet, um ein Verbot zu 
erwirken. Die Autoren versuchen stattdessen, die Rechtsprechung genauer aufzuschlüsseln. 
Zunächst entscheiden die Behö rden zweier Gebiete, ob der relevante Markt der eigene oder 
der gemeinsame Markt beider Territorien ist. Beurteilungskriterium ist die Mö glichkeit 
eines Monopolisten, auf dem Markt die Preise zu erhö hen, gemessen an der Preiselastizität 
der Nachfrage. Im zweiten Schritt sind die Marktanteile der fusionierenden Unternehmen 
auf dem relevanten Markt ausschlaggebend. Ü berschreiten sie eine festgelegte Schwelle, 
wird die Fusion verboten. Da die Entscheidungskriterien im Modell für beide Wettbe-
werbsbehö rden gleich sind, entsteht der einzige mö gliche Fall divergierender Entscheidun-
gen in zwei zuständigen Behö rden, wenn die Nachfrageelastizitäten in beiden Gebieten 
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unterschiedlich sind. In diesem Fall kann es zu verschiedenen Abgrenzungen des relevan-
ten Marktes kommen und daraus folgend mö glicherweise zu unterschiedlichen Marktantei-
len, die für die fusionierenden Unternehmen angesetzt werden. Hieraus resultieren vonein-
ander abweichende Fallentscheidungen. Dies ist jedoch nur ein spezieller Fall unter vielen 
mö glichen; divergierende Meinungen zweier Behö rden über eine Fusion sollten also nur 
seltener auftreten, als es in der Realität der Fall ist. Die Autoren stellen die Vermutung auf, 
dass Unterschiede darauf zurückzuführen sein kö nnten, dass die Regulierer nicht ihrem 
wahren Auftrag folgen.  

Hier wird die Notwendigkeit der Aufgabe der Annahme eines wohlwollenden Regulierers 
notwendig. Anhand eines Modells zum Lobbying in der Fusionskontrolle sollen Ursachen 
für unterschiedliche Fallentscheidungen verdeutlicht werden, die aus der begrenzten Ratio-
nalität und dem Opportunismus der Beteiligten erfolgen.  

4.2 Modell zum Lobbying in der Fusionskontrolle68 

4.2.1 Einführung 

Im folgenden Modell hat der für die Wettbewerbsaufsicht zuständige Bürokrat den Auf-
trag, Fusionen zu verbieten, wenn sie den Konsumenten schaden. Die Ä nderung der Kon-
sumentenrente ist ausschlaggebend. Die Fusion wird erlaubt bei einer Ä nderung der Kon-
sumentenrente CS ≥ 0; die Entscheidung des Bürokraten ist D=1 für die Erlaubnis und D=0 
für das Verbot.69 

Im Untersuchungsprozess liegen asymmetrische Informationen vor: Die Auftraggeber sind 
die Konsumenten, die über einen Umweg über die Politiker von der Wettbewerbsbehö rde 
verlangen, dass sie den Wettbewerb auf seine Funktionsfähigkeit hin kontrolliert. Sie kö n-
nen nicht sicher beobachten, ob der Bürokrat ihren Auftrag erfüllt. Der Grund liegt in der 
Rationalitätseigenschaft des Vertrages, der die Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehung 
kennzeichnet und in dem Fehlen einer „richtigen“  Wettbewerbstheorie. Entscheidungsre-
geln kö nnen nicht abschließ end formuliert werden, ein gewisser Ermessensspielraum muss 
immer vorhanden bleiben. Den Entscheidungsträgern wird opportunistisches Verhalten 
unterstellt, daher kann die Entscheidung der Behö rde durch Lobbying beeinflusst werden.  
                                                           
68  Der folgenden grafischen Veranschaulichung ist ein Modell von Neven. D. J. und R ö ller, L.-H. zugrunde-

gelegt. Es wurde angepasst und auf die internationale Wettbewerbspolitik angewandt. Vgl. Neven, Damien 
J.; Rö ller, Lars-Hendrik (2002) und eine frühere Version des Paper Neven, Damien J.; Rö ller, Lars-
Hendrik (2000b). 

69  Diese Annahme ist begründet, da sich sowohl im europäischen als auch im US-amerikanischen Wettbe-
werbsrecht Hinweise auf den Konsumentenschutz finden lassen. So sind nach Art. 2 der europäischen Fu-
sionskontrolle Effizienzverbesserungen durch eine Fusion nur in die Beurteilung mit einzubeziehen, wenn 
sie dem Verbraucher dienen. Im US-amerikanischen Wettbewerbsrecht lassen sich ähnliche Ausrichtun-
gen finden. Vgl. Neven, D. J.; Rö ller, L.-H. (2000c), S. 2. 
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Die ö rtlichen Auswirkungen des Wettbewerbsfalls sollen die Zuständigkeit zweier Wett-
bewerbsbehö rden betreffen. Der gemeinsame Markt, den die Territorien beider Behö rden 
bilden, wird von beiden als relevanter Markt für die wettbewerbliche Untersuchung festge-
legt. Die Bürokraten betrachten jedoch nur Wohlfahrtsänderungen in ihrem eigenen territo-
rialen Zuständigkeitsgebiet. Wird ihnen Wohlwollen unterstellt, hat das zur Folge, dass sie 
dieselbe Entscheidung treffen wie eine globale Behö rde. Grund dafür ist die Annahme, 
dass Konsumentenrente, Produzentenrente der fusionierenden Unternehmen und der Kon-
kurrenten zu gleichen Anteilen in beiden Territorien auftreten. Auch die Ä nderungen der 
Wohlfahrtskomponenten (Ä nderung der Konsumentenrente CS, Ä nderung der Produzen-
tenrente der fusionierenden Unternehmen Π m und Ä nderung der Produzentenrente der 
Konkurrenten Π c) nach der Fusion sind in diesem Fall in beiden Territorien gleich. Diese 
Annahme gilt für den Fall, dass beide Territorien einen internationalen Markt bilden, auf 
dem die mö gliche Wettbewerbsbeschränkung untersucht wird. Für die Ä nderung der Kon-
sumentenrente ist das eine realistische Annahme. Die Ä nderungen der Produzentenrente 
spielen in der Betrachtung der Wettbewerbsbehö rde nur eine Rolle, da sie zum Lobbying 
verwendet werden kö nnen. Daher ist entscheidend, wo sie aus Sicht der Unternehmen er-
wirtschaftet werden, nicht wo sie im Sinne der Rechnungslegung anfallen.  

Lobbying wird betrieben durch die fusionierenden Unternehmen und ihre Konkurrenten. 
Die Konsumenten entfallen als Lobbying betreibende Interessengruppe, da sie prohibitiv 
hohen Transaktionskosten der Gruppenbildung gegenüberstehen. Das Lobbying beträgt 
F=Fm+Fc mit Fm= Lobbying der fusionierenden Unternehmen, Fc= Lobbying der Konkur-
renten. Lobbying ist auch denkbar als Umweg über die Politiker, die die Bürokraten beein-
flussen. Daher sind auch die Politiker implizit im Modell enthalten. Nur ein Teil des Lob-
byings wird bei den Entscheidungsträgern wirksam. Der Rest geht als Transaktionskosten 
verloren, da die Summen die Entscheidungsträger i.d.R. nur über Umwege erreichen und 
da Kosten der Gruppenorganisation anfallen. Die Transaktionskosten des Lobbying betra-
gen (1-δm) für die fusionierenden Unternehmen und (1-δc) für die Konkurrenten. Die Un-
ternehmen werden maximal die Ä nderung ihres Gewinns für Lobbyingmaß nahmen einset-
zen, der im Gebiet der ö rtlichen Zuständigkeit des Entscheidungsträgers anfällt. 

Effizienzgewinne durch die Fusion sind mö glich. Sie sind denkbar als Reduktion der mar-
ginalen Kosten (economies of scale and scope). Fusionen werden von den Unternehmen 
nur durchgeführt, wenn eine Verbesserung der Effizienz auftritt. Π m>0 für die gesamte 
Untersuchung wird also vorausgesetzt, rational fusionierende Unternehmen werden unter-
stellt. Beide Behö rden verfügen über dieselben Informationen bezüglich der Effizienzge-
winne durch die Fusion. 

Mit Vollzug der Fusion wird die Anbieterzahl auf einem oligopolistischen Markt verrin-
gert. Das ermö glicht sinkende Absatzmengen und steigende Preise. Zunächst steigen somit 
die Erträge der fusionierenden Unternehmen und auch der Konkurrenten. Die Konsumen-
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tenrente sinkt, insgesamt sinkt die Wohlfahrt (dead weight loss). Mit steigender Effizienz 
sinken die Kosten der fusionierenden Unternehmen, was sie an die Konsumenten (zumin-
dest teilweise) weitergeben. Dadurch steigen Konsumentenrente und Gewinn der fusionie-
renden Unternehmen mit dem Effizienzlevel an, der Gewinn der Konkurrenten nimmt ab, 
da sie gegenüber den effizienteren fusionierten Unternehmen an Wettbewerbsfähigkeit 
verlieren. Der Gesamtgewinn der Branche steigt jedoch mit dem Effizienzlevel an. Die 
Effizienz der Fusion wird mit e bezeichnet. Die Monotonieannahmen lauten: dΠ m/de>0; 
dΠ c/de<0; d(Π m+Π c)/de>0; dCS/de>0. Die folgende Grafik soll die Zusammenhänge ver-
deutlichen: 

Abbildung 3: Ä nderung der Rentenverläufe in Abhängigkeit vom Effizienzlevel 

Quelle: in Anlehnung an Neven/Rö ller (2002), Figure 2 
 

An der Stelle e  ́werden Konkurrenten und Konsumenten nicht berührt, da sich das Markt-
gleichgewicht (Preise und Mengen) nicht ändert. Π m ist positiv, da die Erträge zwar 
gleichgeblieben sind, die Kosten jedoch gesunken sind.  

Bei Lobbying wird der Bürokrat bestraft, wenn entdeckt wird, das er eine Entscheidung 
traf, die eine Ä nderung der Konsumentenrente nach sich zog, die nicht der optimalen mö g-
lichen Ä nderung der Konsumentenrente entsprach. Die Hö he der Strafe steigt mit dieser 
Differenz: B(D)=b(CS*-CS(D)), wobei CS* für die optimale Ä nderung der Konsumenten-
rente steht und CS(D) für die durch die Entscheidung des Bürokraten erreichte Ä nderung 
der Konsumentenrente. Die Strafe besteht aus Ansehensverlust, Entlassung oder Geld. Die 
Entdeckungswahrscheinlichkeit γ hängt ab von der Rechenschaftspflicht des Bürokraten 
und den Kontrollmechanismen. Die Ausgestaltung der formellen Institutionen ist hier ent-
scheidend.  
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Daraus ergibt sich folgende Nutzenfunktion des Bürokraten: 

U(D)=δmFm(D)+δcFc(D)-γB(D) = δmFm(D)+δcFc(D)-γb(CS*-CS(D))  

Der Nutzen wird bestimmt durch die Summe des Lobbying, dass der Bürokrat nach Abzug 
der TAK erreicht, abzüglich der Entdeckungswahrscheinlichkeit multipliziert mit der Stra-
fe. CS* hängt nicht von der Entscheidung des Bürokraten ab, daher ist relevant:  

U(D)=CS(D)+(δm/γb)Fm(D)+(δc/γb)Fc(D).  

Zur Vereinfachung des Ausdrucks wird ersetzt: αm≡δm/γb und αc≡δc/γb. 

Ist der Bürokrat indifferent zwischen Erlaubnis und Verbot, so erlaubt er. Er vergleicht 
U(D=1)=CS+αmFm(D=1)+αcFc(D=1) mit U(D=0)=αmFm(D=0)+αcFc(D=0). Die Entschei-
dung lautet: D= 1 wenn U(D=1)≥U(D=0), D= 0 im anderen Fall. 

4.2.2 Entscheidungsergebnisse bei einer Behö rde 

Die Entscheidung, die der Bürokrat treffen wird, hängt ab vom Effizienzlevel, das die Fu-
sion erreicht. Es folgt eine abschnittsweise Untersuchung und eine Abbildung, die die Er-
gebnisse zusammenfasst. 

Relevante Abschnitte: 

e<e  ́ Laut Auftrag soll der Bürokrat die Fusion verbieten, da CS<0. Die Konkur-
renten profitieren von einer Fusion. Fusionierende Unternehmen und Konkur-
renten bemühen sich daher mit Lobbying zu erreichen, dass die Fusion erlaubt 
wird. Verbietet der Bürokrat die Fusion, erhält er keine Zuwendung durch 
Lobbying; der Nutzen U(D=0) ist 0. Das Lobbying ist erfolgreich, sobald der 
Nutzen des Bürokraten bei Erlaubnis positiv ist: U(D=1)=CS+αmFm+αcFc≥0. 
Die den Bürokraten erreichende Lobyingsumme muss grö ß er als der Verlust 
an Konsumentenrente sein. Da CS bis e  ́ den Wert 0 erreicht und Π m in e  ́
weiter positiv ist, existiert im Bereich e<e  ́ ein e1, ab dem diese Bedingung 
erfüllt ist. Wo e1 genau anzusiedeln ist, hängt ab von der Wirksamkeit des 
Lobbying, die sich in α ausdrückt. 

Für e<e1 ist das Lobbying erfolglos und die Fusion wird berechtigterweise 
verboten. 

Für e1≤ e íst das Lobbying erfolgreich und die Fusion wird unberechtigterwei-
se erlaubt.  

e>e  ́ Lt. Auftrag soll der Bürokrat die Fusion erlauben, da CS>0. Die Konkurren-
ten sind die Verlierer bei einer Fusion, daher betreiben sie Lobbying in Rich-
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tung Verbot der Fusion. Die fusionierenden Unternehmen betreiben Lobbying 
in Richtung Erlaubnis der Fusion. Wenn CS+αmFm≥αcFc für den gesamten 
Abschnitt, wird die Fusion berechtigterweise erlaubt. Wenn αcFc>CS+αmFm 
kann die Fusion unberechtigterweise verboten werden. Da Π m>|Π c| (aufgrund 
der Annahme, dass der Branchengewinn stets positiv ist) ist dieser Fall nur 
denkbar, wenn αc sehr viel grö ß er als αm ist, das Lobbying der Konkurrenten 
also sehr viel wirksamer als das der fusionierenden Unternehmen ist.  

 

Abbildung 4: Entscheidungsverhalten einer Behö rde 

Quelle: in Anlehnung an Neven/Rö ller (2002), Figure 2 
 

4.2.3 Entscheidungsergebnisse bei zwei Behö rden 

Wenn beide betrachteten Behö rden die gleiche Entscheidung über denselben Fall treffen 
sollen, müssen alle für die Entscheidung relevanten Parameter gleich sein. In der Einfüh-
rung wurde dargestellt, dass Konsumentenrente, Unternehmensgewinn, die Ä nderungen 
dieser Komponenten und somit auch die Lobbyingsummen Fm und Fc in ihren Anteilen in 
beiden Ländern gleich sind. Sie kö nnen also nicht für divergierende Entscheidungen ver-
antwortlich sein. Unterschiedliche Entscheidungen kö nnen also nur aus verschiedenen 
Werten für α in beiden Ländern resultieren. Im folgenden soll davon ausgegangen werden, 
dass auch γ und b im Zuge von internationalen Abkommen zur Vereinheitlichung der 
Wettbewerbspolitik in beiden Ländern gleich sind. Durch die unterschiedlichen Transakti-
onskosten des Lobbying und der daraus resultierenden unterschiedlichen Wirksamkeit des 
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Lobbying besteht immer noch Konfliktpotenzial bei der internationalen Wettbewerbspoli-
tik. Für diesen Fall müssten die Ausprägungen von δmA, δmB, δcA und δcB (A und B stehen 
für Land A und Land B) untersucht werden. Ein plausibler Fall soll beispielhaft dargestellt 
werden:  

Denkbar ist, dass die fusionierenden Unternehmen ihren Sitz in nur einem Land (Land A) 
haben. Es erscheint plausibel, dass ihre TAK des Lobbying hier aufgrund räumlicher Nähe, 
persö nlicher Beziehungen, Mö glichkeiten der Informationsbereitstellung über Wählerinte-
ressen, usw. wesentlich geringer sind als in Land B => αmA>αmB. Die Konkurrenten sollen 
sich gleichmäß ig über den gemeinsamen Markt verteilen und sehen sich daher mit den 
gleichen TAK konfrontiert => αcA=αcB. 

e<e  ́ Aus αmA>αmB folgt e1A<e1B. 

Für e<e1A ist das Lobbying in beiden Ländern erfolglos und die Fusion wird 
in beiden Ländern berechtigterweise verboten. Kein Konfliktfall. 

Für e1A≤ e1B ist das Lobbying in Land A erfolgreich und die Fusion wird unbe-
rechtigterweise erlaubt. In Land B ist das Lobbying erfolglos und die Fusion 
wird berechtigterweise verboten. Konfliktfall. 

Für e1B≤ e íst das Lobbying in beiden Ländern erfolgreich und die Fusion wird 
in beiden Ländern unberechtigterweise erlaubt.  

e>e  ́ Wenn in beiden Ländern CS+αmFm≥αcFc für den gesamten Abschnitt gilt, 
wird die Fusion berechtigterweise erlaubt. Wenn jedoch in Land B αmB sehr 
viel kleiner ist als αcB, dann ist αcBFcB>CSB+αmBFmB mö glich und die Fusion 
kö nnte in Land B unberechtigterweise verboten werden. In diesem Fall 
schützt der Bürokrat die auch im eigenen Land ansässige Konkurrenz vor den 
fusionierenden Unternehmen aus Land A.70 

 

                                                           
70  Nur ergänzend soll erwähnt werden, dass nicht auszuschließ en ist, dass in Land A αmA sehr viel kleiner 

ist als αcA, dann ist αcAFcA>CSA+αmAFmA mö glich. Die Fusion kö nnte in Land A unberechtigterweise 
verboten werden. Dieser Fall ist unplausibel, da αmA als relativ groß  angenommen wurde. 
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Abbildung 5: Entscheidungsverhalten zweier Behö rden 

Quelle: in Anlehnung an Neven/Rö ller (2002), Figure 2 
 

Auch eine komprimierte modelltheoretische Betrachtung zeigt: Selbst nach Bemühungen 
der Harmonisierung der internationalen Wettbewerbspolitik bleibt die Mö glichkeit von 
konfligierenden Entscheidungen zweier Behö rden bestehen. Sie liegt begründet in der In-
teraktionsbeziehung der am Wettbewerbsprozess beteiligten Akteure und deren eigennutz-
orientiertem Handeln. 
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5 Resümee und Ausblick 

Ziel dieses Arbeitspapiers war es, durch eine genaue Betrachtung der involvierten Akteure 
Potenzial für divergierende Entscheidungen in der internationalen Wettbewerbspolitik auf-
zudecken. Dazu wurde zunächst auf die Wettbewerbstheorie eingegangen, wobei viele 
verschiedene Meinungen über die Merkmale eines optimal funktionierenden wettbewerbli-
chen Marktes existieren. Konzentrationsbestrebungen von Unternehmen kö nnen die Effi-
zienz der Bereitstellung von Gütern und Leistungen steigern, sie kö nnen aber auch durch 
Ausüben von Marktmacht Konsumentenrente in Produzentenrente umwandeln und zu 
Wohlfahrtsverlusten führen. Da es nicht mö glich ist, pauschaliert Auskunft darüber zu ge-
ben, wann Unternehmenskooperation wohlfahrtssteigernd ist bzw. aus Konsumentensicht 
wünschenswert ist, muss die bestehende Wettbewerbsaufsicht zu entscheidende Fälle zu 
groß en Teilen einzeln betrachten und verfügt bei deren Beurteilung über einen groß en Er-
messenspielraum. Bei der Auslegung des Wettbewerbsrechts in der Einzelfallprüfung 
spielt die gesellschaftliche Einstellung zum Wettbewerb eine Rolle. Die Rechtsanwendung 
kann sich im Zeitablauf ändern, wenn sich auch das institutionelle Umfeld wie die Wert-
vorstellungen bzgl. des Wettbewerbs oder die allgemeine Ausrichtung der Wirtschaftsord-
nung ändert. Diese Auffassungen zum Wettbewerb kö nnen in verschiedenen Ländern un-
terschiedlich sein und so zu divergierenden Fallentscheidungen führen.  

Der bestehende Ermessenspielraum bringt Entscheidungsbegründungen mit sich, die rela-
tiv schwer zu kontrollieren sind. Es existieren Informationsasymmetrien unter den Akteu-
ren der Wettbewerbspolitik, die Raum für eigennutzorientiertes Handeln der Individuen 
lassen. Konsumenten verlangen von Unternehmern eine optimale Güterversorgung zu an-
gemessenen Preisen. Diese wird durch existierenden Wettbewerb auf den Märkten garan-
tiert. Die Unternehmen haben gegenläufige Interessen und mö chten ihre Gewinne maxi-
mieren. Das kö nnen sie nur, wenn sie den Wettbewerb reduzieren. Da die Konsumenten 
eine solche Versorgung nicht direkt mit den Unternehmen aushandeln und vertraglich ab-
sichern kö nnen, wählen sie Politiker, denen sie den Auftrag geben, den Wettbewerb auf 
den Märkten zu kontrollieren. Politiker setzen zur Erfüllung dieses Auftrages Bürokraten 
ein. Diese wenden sich im letzten Schritt direkt an die Unternehmen. Unternehmen sind im 
Gegensatz zu Konsumenten in der Lage, eine Interessengruppe zu organisieren, die durch 
Lobbying versucht, die Entscheidungsträger der Wettbewerbspolitik in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. Die Wirksamkeit ihrer Bemühungen ergibt sich aus den Transaktionskosten 
des Lobbying, denen sie ausgesetzt sind. Diese Transaktionskosten hängen stark ab von 
persö nlichen Beziehungen, Kontrollmö glichkeiten, usw. Wenn sich Unternehmen mit ih-
ren Lobbyingbemühungen an zwei Behö rden wenden müssen, werden die Transaktions-
kosten des Lobbying bei beiden Behö rden unterschiedlich hoch sein. Die Lobbyingmaß -
nahmen werden unterschiedlich wirksam sein und kö nnen so unterschiedliche Fallent-
scheidungen von zwei Behö rden bewirken. Eine komprimierte modelltheoretische Betrach-
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tung macht deutlich: Auch wenn die Wettbewerbspolitik auf internationaler Ebene harmo-
nisiert ist, entsteht durch Lobbying die Gefahr konfligierender Entscheidungen.  

Würde Wettbewerbspolitik auf globaler Ebene zentralisiert, wäre die Gefahr divergieren-
der Entscheidungen natürlich ausgeschlossen. Das Problem, dass Fallbeurteilungen durch 
Lobbying der Verbesserung der Wohlfahrt entgegenstehen, bliebe allerdings bestehen. 
Zusätzlich gibt es weit entscheidendere Punkte, die im Zusammenhang mit der Etablierung 
einer internationalen Wettbewerbsaufsicht diskutiert werden müssen.71 

Auf jeden Fall ist es notwendig, die Einflussmö glichkeiten durch Lobbying zu reduzieren, 
z.B. durch die Unabhängigkeit der Entscheidungsträger. Wenn Politiker zwar den Ord-
nungsrahmen festlegen, der der Wettbewerbspolitik die Richtung gibt, aber keinen Einfluss 
auf Einzelfallentscheidungen nehmen kö nnen, sind an sie gerichtete Lobbyingversuche 
wirkungslos. Die praktische Wettbewerbsaufsicht muss so ausgestaltet sein, dass die Ent-
scheidungsträger durch Lohn und Karriereaussichten an eine wählerkonforme Wettbe-
werbspolitik gebunden werden. Handlungsanreize müssen an den Elementen ihrer Nutzen-
funktion ansetzen. Deswegen müssen Entscheidungen auch durch Dritte überprüft und evtl. 
sanktioniert werden kö nnen. Entscheidungsbegründungen der einzelnen Fälle müssen 
transparent und verständlich sein und einer breiten Ö ffentlichkeit zugänglich gemacht wer-
den, um Informationsasymmetrien zu vermindern.72  

Die Untersuchungen dieses Arbeitspapiers haben gezeigt, dass es wichtig ist, Handlungs-
anreize einzelner Individuen zu Erklärungsversuchen heranzuziehen. Als ein Punkt wurde 
dabei untersucht, dass es zu divergierenden Entscheidungen in der internationalen Wett-
bewerbspolitik kommen kann, wenn die Entscheidungsträger unterschiedlichen Anreizen 
in der Fallbewertung unterliegen.  

Als weiteres Feld wurde die Entwicklung der Wettbewerbsordnung und ihre Einordnung 
im Institutionengefüge betrachtet. Hier ist es notwendig, genauer zu untersuchen, ob und 
wie sich Institutionen im Bereich der Wettbewerbspolitik in unterschiedlichen Territorien 
unterschiedlich entwickelt haben, wie sich das auf Entscheidungen auswirkt und wie es die 
zukünftige Entwicklung bestimmt. Die informellen Institutionen spielen eine besondere 
Rolle. Wie tief ist die Wettbewerbspolitik in der Gesellschaft verankert und welchen Stel-
lenwert hat sie? Wenn man die Entwicklung der Normen, Werte und Moralvorstellungen 
betrachtet, wie sieht dann die Einstellung bezüglich der Wettbewerbspolitik aus? Gibt es 
Entwicklungspfade, die auf eine eher strenge oder laxe Einstellung zum Wettbewerb 
schließ en lassen? Beeinflussen sich die Staaten in ihrer Wettbewerbspolitik gegenseitig 
und wie ist die Entwicklung in Richtung einer zukünftigen Zusammenarbeit mö glich? 

                                                           
71  Vgl. beispielsweise Kerber, W.; Budzinski, O. (2001), oder Kleinert, J.; Klodt, H. (2000). 
72  Vgl. Bickenbach, F.; Kumkar, L.; Soltwedel, R. (1999), S. 20-25. 
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Auch bei der Diskussion über die Etablierung einer Zusammenarbeit in der internationalen 
Wettbewerbspolitik ist es entscheidend, die Motivationen der Entscheidungsträger zu be-
achten. Zum einen ist zu fragen, wie man Wettbewerbsordnungen, die sich in unterschied-
lichen Ländern unterschiedlich entwickelt haben, und die unterschiedlich im Institutionen-
gefüge verankert sind, zusammenführen kann. Zum anderen müssen die einzelnen Staaten 
Kompetenzen abgeben, wenn eine internationale Institution zur Wettbewerbspolitik ge-
schaffen würde. Das Ausmaß  dieser Machtabgabe steigt mit dem Umfang der Kompeten-
zen dieser Institution. Von lockeren Treffen zum Austausch über die Wettbewerbspolitik 
über ein vereinheitlichtes Mindestmaß  an Wettbewerbsregeln bis zu einer supranationalen 
Behö rde mit umfassender Entscheidungsbefugnis ist alles denkbar. Wozu die Staaten be-
reit sind, was sinnvoll und mö glich ist, hängt auch von den Handlungsanreizen der Indivi-
duen ab.  
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